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11..  PPRRÄÄAAMMBBEELL  
 
„Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Förderung seiner Entwicklung und auf 
Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit.  
Pflege und Erziehung sind das natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen 
obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft (§ 1 Abs. 
1 und 2 SGB VIII). 
 
Mit der Regelung des § 8a SGB VIII erfährt das Wächteramt der staatlichen 
Gemeinschaft mit der herausgehobenen Verantwortung des Jugendamtes in seiner 
Zuständigkeit bei Kindeswohlgefährdungen eine stärkere Betonung.  
 
Der besondere Schutzauftrag obliegt allerdings nicht nur dem Jugendamt, sondern 
allen Einrichtungen und Diensten, die Leistungen nach dem Kinder- und 
Jugendhilferecht erbringen sowie den Schulen nach § 42 Abs. 6 SchulG NRW. 
Bei den Schulen ist zu berücksichtigen, dass dort neben dem Lehrpersonal auch 
Schulsozialarbeiter und pädagogische Mitarbeiter der verschiedenen 
Betreuungssysteme (OGS, Über-Mittag-Betreuung usw.) beschäftigt sind. 
Diese Personen werden im Weiteren als „Fachpersonal der Schule“ bezeichnet.  
 
 
 

22..  EEIINNLLEEIITTUUNNGG  
 
Zum 01.10.2005 ist das Gesetz zur Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe 
(KICK) in Kraft getreten. 
 
Das Kinder- und Jugendhilfeweiterentwicklungsgesetz (KICK) zielt insbesondere auf 
die Verbesserung des Schutzes von Kindern und Jugendlichen vor Gefahren für ihr 
Wohl.  
 
Um dies zu erreichen, wurde das SGB VIII in einigen Punkten erweitert bzw. 
spezifiziert: 
 
a) Die Rechte und Pflichten der öffentlichen und freien Jugendhilfe wurden auf 

Grundlage des Art. 6 Grundgesetz und § 1 SGB VIII in § 8a SGB VIII 
gebündelt.   

b) Die Abstimmung zwischen freien Trägern und öffentlichen Trägern der 
Jugendhilfe im Fall eines Verdachtes der Kindeswohlgefährdung wird 
erleichtert / verbessert. Hierzu war eine Anpassung des Sozialdatenschutzes 
(§§ 61 – 65 SGB VIII) erforderlich.  

c) In dem neuen § 72 a SGB VIII wurden die Anforderungen an die persönliche 
Eignung der beschäftigten Fachkräfte konkretisiert.  

 
Das Schulgesetz NRW hat in § 42 (6) ebenfalls geregelt, dass „die Sorge für das 
Wohl der Schülerinnen und Schüler es erfordert, jedem Anschein von 
Vernachlässigung oder Mißhandlung nachzugehen. Die Schule entscheidet 
rechtzeitig über die Einbeziehung des Jugendamtes oder anderer Stellen“. 
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Anlass für die vorliegende Vereinbarung ist es, im Sinne eines transparenten und 
einheitlichen Umganges in der notwendigen Zusammenarbeit zur Umsetzung des 
Schutzauftrages gemeinsame Verfahren anzuwenden, die eine Unterstützung bei der 
verantwortungsvollen Aufgabe bieten. 
Durch die Schaffung einer tragfähigen Kooperation zwischen Jugendhilfe und Schule 
auf Augenhöhe soll ein möglichst wirksamer Kindesschutz erreicht werden.  
 
 
 

33..  KK IINNDDEESSWWOOHHLL  //  KK IINNDDEESSWWOOHHLLGGEEFFÄÄHHRRDDUUNNGG  
 
1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf eine an seinem geistigen, körperlichen 
und seelischen Wohl orientierte Förderung seiner Entwicklung und auf Erziehung zu 
einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit. 
 
2) Die Pflicht dies zu gewährleisten obliegt in erster Linie den Eltern . Gleichzeitig 
ist die Gewährleistung des Kindeswohles Handlungsziel aller 
Jugendhilfeverantwortlicher (Schutzauftrag nach § 1 Abs. 3 SGB VIII). 
  
Sind Eltern unverschuldet oder verschuldet nicht in der Lage, das Kindeswohl ihrer 
Kinder zu gewährleisten, ist der Kindesschutz vorrangig zu sehen. 
 
3) Grundlage jeglicher Einschätzung zum Kindeswohl / Kindesschutz ist die 
Feststellung, ob eine Kindeswohlgefährdung vorliegt/gegeben ist. 
 
Gemäß § 1666 BGB  liegt eine Gefährdung des Kindeswohls vor, wenn das 
körperliche, geistige oder seelische Wohl des Kindes durch missbräuchliche 
Ausübung der elterlichen Sorge, durch Vernachlässigung des Kindes, durch 
unverschuldetes Versagen der Eltern oder durch das Verhalten Dritter gefährdet 
wird. 
 
Von einer Kindeswohlgefährdung ist dann auszugehen, „wenn eine gegenwärtige 
oder zumindest unmittelbar bevorstehende Gefahr für die Kindesentwicklung 
abzusehen ist, die bei ihrem Fortdauern eine erhebliche Schädigung des 
körperlichen, geistigen oder seelischen Wohls des Kindes mit ziemlicher Sicherheit 
voraussehen lässt. Um dies festzustellen muss sich das Familiengericht [hier: das 
Jugendamt] unter Ausnutzung seiner Erkenntnismöglichkeiten ein Bild von den 
gegenwärtigen Verhältnissen des Kindes machen und dann versuchen, sich dessen 
Zukunft vorzustellen und diese Eindrücke an dem Verhalten der Eltern messen. 
 
Diese Art der Gefährdung muss zudem nachhaltig und schwerwiegend sein. Dies 
folgt aus dem Vorrang elterlicher Sorge vor staatlicher Einmischung aus Art. 6 Abs. 2 
Satz 1 Grundgesetz. Ob eine Gefährdung des Kindeswohls vorliegt, ist also unter 
Berücksichtigung der Anlagen und des Verhaltens des Kindes sowie sämtlicher 
Umstände in denen es lebt, festzustellen. So ist beispielsweise räumlich das Milieu 
zu berücksichtigen, in welches das Kind hinein geboren wurde und in dem es 
aufgewachsen ist. 
 
Die Zeit spielt gleichfalls eine mehrfache Rolle. Bezüglich der Gefährdung ist oft das 
Alter des Kindes ebenso bedeutsam wie der Grad seiner geistigen Entwicklung. 
Weiterhin ist die Zeit von Bedeutung für den Begriff der Gefährdung selbst, also für 
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die Entwicklungsprognose und für den Zeitraum zwischen der Bedrohung und dem 
evtl. Eintritt der Schädigung. 
 
In vielen Fällen bleibt nichts weiter übrig, als eine Entscheidung nach dem gesunden 
Menschenverstand zu treffen und zwar unter Berücksichtigung aller Belange.“ 
 
(Auszug aus: -Kindeswohl und Kindeswohlgefährdung; Das Kindeswohl aus familiengerichtlicher Sicht- von 
Thomas Krille; 07.11.2003; Verband Anwalt des Kindes. Bundesverband; www.v-a-k.de) 
 
4) Zur Kategorisierung  des körperlichen, geistigen und seelischen Wohles eines 
Kindes oder Jugendlichen sind insbesondere folgende Punkte bei einer 
Einschätzung der Situation des Kindes zu beachten: 
 
Körperliches Wohl  
� Versorgung mit Essen und Trinken 
� Körperpflege und Hygiene 
� Gesundheitsfürsorge 
� Körperkontakt zwischen Eltern und Kindern 
� Wach- und Ruherhythmus, Schlaf 
� Aufsicht und Betreuung 
� Unterkunft 
� Wetterangemesse Kleidung 
� Schutz vor Krankheiten 
� Schutz vor Bedrohungen innerhalb und außerhalb des Hauses 
� Altersentsprechende körperliche Entwicklung 
 
Seelisches Wohl  
� Soziale Bindungen 
� Konstante Bezugspersonen 
� Zuwendung und Respekt 
� Emotionale Verlässlichkeit 
� Einfühlendes Verständnis 
� Zugehörigkeit zu sozialen Gruppen 
� Anerkennung, Wertschätzung 
 
Geistiges Wohl  
� Altersentsprechende Anregungen 
� Spiel und Leistungen 
� Vermittlung von Werten und Normen 
� Förderung von Motivation 
� Sprachanregung 
� Umwelterfahrungen 
� Bildung 
� Altersentsprechende geistige Entwicklung 
 
5) Beispielhafte Indikatoren für eine Kindeswohlgefährdung 
 
Äußere Erscheinung des Kindes  
� Massive oder wiederholte Zeichen von Verletzungen wie Blutergüsse, Striemen, 

Narben, Knochenbrüche, Verbrennungen etc. ohne erklärbare nachvollziehbare 
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Ursachen bzw. häufige Krankenhausaufenthalte aufgrund von angeblichen 
Unfällen 

� Starke Unterernährung 
� Retardierungen im kognitiven und motorischen Bereich ohne adäquate 

Förderung 
� Desolate Körperhygiene (Schmutz- und Kotreste auf der Haut, unbehandelte 

entzündete Hautoberfläche, faulende Zähne, Ungezieferbefall) 
� Mehrfach völlig witterungsunangemessene und völlig verschmutzte Kleidung 
 
Verhalten des Kindes  
� Völlige Distanzlosigkeit und/oder Aggressivität 
� Selbst- und fremdgefährdendes Verhalten 
� Apathisches oder stark verängstigtes Verhalten 
� Äußerungen des Kindes, die auf Misshandlungen, Missbrauch und 

Vernachlässigung hinweisen 
� Kind/Jugendlicher wirkt benommen/berauscht unter Einfluss von Drogen, Alkohol 

oder Medikamenten 
� Massive Sprachverzögerungen ohne medizinische Begründung und ohne 

entsprechende Förderung 
� Kind hält sich wiederholt zu altersunangemessenen Zeiten ohne 

Erziehungsperson in der Öffentlichkeit auf 
� Kind/Jugendlicher hält sich an jugendgefährdenden Orten auf 
� Wiederholte oder schwere gewalttätige und/oder sexuelle Übergriffe gegen 

andere Personen 
� Kind begeht häufig Straftaten 
 
Verhalten des Kindes im schulischen Kontext  
� Beobachtbare Veränderungen im Lern- und Arbeitsverhalten 
� Veränderungen im Sozialverhalten 
� Sozialer Rückzug 
� Selbstschädigendes Verhalten 
� Emotionale Instabilität 
� Massive Schulversäumnisse 
 
Verhalten der Erziehungspersonen in der häuslichen Gemeinschaft  
� Nicht ausreichende und völlig unzureichende Bereitstellung von Nahrung 
� Wiederholte oder schwere Gewalt  zwischen den Erziehungspersonen und/oder 

gegenüber dem Kind 
� Massive Beschimpfungen, Ängstigen und Erniedrigen des Kindes 
� Verweigerung der Krankheitsbehandlung 
� Verweigerung der Förderung behinderter Kinder 
� Kind wird häufig oder über einen langen Zeitraum unbeaufsichtigt oder in Obhut 

offenkundig ungeeigneter Personen gelassen/auch ständig wechselnden 
Betreuungspersonen 

� Verweigerung von Trost und Schutz und Körperkontakt 
� Isolierung des Kindes (z.B. Kontaktverbot zu Gleichaltrigen) 
� Gewährung des unbeschränkten Zugangs zu Gewalt verherrlichenden oder 

pornographischen Medien 
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� Häufig berauschte und/oder benommen bzw. eingeschränkt steuerungsfähige 
Erscheinung der Eltern, die auf Drogen-, Alkohol bzw. Medikamentenmissbrauch 
hindeuten 

� Hinweise auf nicht behandelte psychiatrische Erkrankung der Erziehungsperson, 
wie stark verwirrtes Erscheinungsbild/Apathie/Suizidalität 

� Geistige oder schwere körperliche Behinderung der Erziehungsperson, die sie an 
der Wahrnehmung ihrer Erziehungsaufgabe hindert. Die Hilfe Dritter wird 
verweigert 

 
Wohnsituation der Familie  
� Obdachlosigkeit 
� Wohnung ist vermüllt, völlig verdreckt, verschimmelt oder weist Spuren von 

äußerer Gewalteinwirkung auf (z.B. stark beschädigte Türen) 
� Nichtbeseitigen von erheblichen Gefahren im Haushalt wie defekte Stromkabel, 

offene Steckdosen, Herumliegen von Spritzbesteck 
� Offensichtlich zu geringer Wohnraum  
� Fehlende oder defekte Heizung, fehlender Strom, kein fließendes Wasser 
� Nicht artgerechte und gesundheitsschädliche Tierhaltung 
� Fehlen von jeglichem Spielmaterial 
 
Soziale Situation des Kindes  
� Isolation der Familie im Wohnumfeld 
� Desintegration in der eigenen Familie 
� Keine Abgrenzung zu anderen Menschen/Dauerbelagerung von Besuchern 
� Existentielle finanzielle Notlagen 
� Verschuldung 
� Fehlende Krankenversicherung 
� Fehlende Tagesstruktur der Familie (Tag-Nachtrhythmus) 
 
 
 

44..  VVEERRFFAAHHRREENNSSSSTTAANNDDAARRDDSS  //  DDOOKKUUMMEENNTTAATTIIOONN  
 

44..11..  ZZIIEELLEE  
 
1. Mit der Umsetzung von § 42 Abs. 6 SchulG NRW soll eine Verbesserung des 

Schutzes von Kinder und Jugendlichen in der Schule bei Gefahren für ihr Wohl 
erreicht werden. 

 
2. Mit den Kooperationsvereinbarungen sollen die Handlungsaufträge, -

anforderungen und –zuständigkeiten von Schule und Jugendhilfe geklärt werden. 
 
3. Durch die Festlegung verbindlicher Formen der institutionellen Zusammenarbeit 

von Schule und Jugendhilfe im Handlungsfeld der Kindeswohlgefährdung soll 
Transparenz erreicht werden. 

 
4. Durch gemeinsam erarbeitete Standards im interdisziplinärem kollegialen 

Austausch sollen Chancen für eine systematische und umfassende 
Wahrnehmung von Gefährdungslagen und entsprechendes fachliches Handeln 
eröffnet werden. 

 



Vereinbarung § 8a Abs.2 SGB VIII   8 

5. Verbindliche Verfahren und verlässliche Reaktionsketten sollen Sicherheit für die 
handelnden Personen bringen. 

 
6. Indikatorengestützte Instrumente sollen Orientierung, Strukturierung und 

Stabilisierung ermöglichen und damit Entlastung schaffen. 
 
7. Kontinuierliche Dokumentation soll Transparenz sichern und Reflexion 

ermöglichen. 
 
8. Durch die Risikoabschätzung im Team/Kollegium und mit Unterstützung von 

Vorgesetzten sollen hilfreiche Strukturen etabliert werden. 
 
 
 

44..22  VVEERRFFAAHHRREENNSSSSTTAANNDDAARRDDSS  ZZUUMM  MMEETTHHOODDIISSCCHHEENN  AABBLLAAUUFF  
 
Nachfolgende konkrete Handlungsschritte bei Verdacht einer Kindeswohlgefährdung 
werden zwischen den Schulen der Stadt Kaarst und der öffentlichen Jugendhilfe 
verbindlich vereinbart: 
 
p Bei einem Verdacht der Kindeswohlgefährdung hat der/die Lehrer/in umgehend  

die Leitung der Schule zu informieren. 
p Es ist unverzüglich  ein beratendes Fachgremium zur Risikoeinschätzung, 

bestehend aus der/die Rektor/in der Schule oder der Stellvertretung, dem/der 
Lehrer/in und einzuberufen. 

p Da es sich zunächst um eine Beratung zur Risikoeinschätzung handelt, soll  die 
Fachreflexion zur Einschätzung der Situation ohne Nennung des Kindesnamens 
erfolgen. 

p Ergibt die Risikoeinschätzung die Vermutung einer möglichen, aber nicht akuten 
Kindeswohlgefährdung, wird das weitere beraterische und methodische Vorgehen 
miteinander abgestimmt. 

p Zur Risikoeinschätzung kann eine anonymisierte Beratung durch den Sozialen 
Dienst der Stadt Kaarst in Anspruch genommen werden. 

p Das schulische Fachpersonal vor Ort (ggf. gemeinsam mit der Schulleitung) führt 
zur Klärung der Situation Beratungsgespräche mit den Eltern mit dem Ziel, die 
Eltern zu motivieren, Beratungs- oder Unterstützungsangebote anzunehmen. 

p In der Folge überprüft der/die Lehrer/in die Annahme der Hilfsangebote und deren 
Wirkung. 

p Der gesamte beraterische Prozess wird beständig durch die kollegiale 
Fallreflexion im Fachgremium begleitet. 

p Sollten sich innerhalb von ca. 3 Monaten  keine beschreibbaren Fortschritte in der 
häuslichen und sozialen Situation der Familie und dem Erscheinungsbild des 
Kindes zeigen, sollte die Fallübernahme durch den Sozialen Dienst des Bereiches 
Jugend und Familie beraten werden. Wenn der Soziale Dienst eingeschaltet wird, 
sollten die Eltern davon in Kenntnis gesetzt werden. 

p Ist eine akute Kindeswohlgefährdung erkennbar oder wird diese im Rahmen der 
Risikoeinschätzung festgestellt, wird der Soziale Dienst des Bereiches Jugend 
und Familie unverzüglich  informiert. 
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44..33  VVEERRFFAAHHRREENNSSSSTTAANNDDAARRDDSS  ZZUURR  DDOOKKUUMMEENNTTAATTIIOONN  
 
Der/die Lehrer/in hat alle Einschätzungen und Beratungsgespräche entsprechend 
der Verfahrensstandards Schule schriftlich zu dokumentieren. 
 
Die Dokumentation beinhaltet:  
p die Fallaufnahme und der Entscheidungsverlauf ab Bekannt werden des 

Hilfebedarfs bis zum Einsetzen einer Hilfe, 
p die inhaltliche Auseinandersetzung mit den Beteiligten und mehreren Fachkräften 

über Art, Umfang und Notwendigkeit der Leistung, 
p die Faktenlage bei Risikobetrachtung und die Bewertung zur Risikoeinschätzung, 
p eine eigene Darstellung der Überlegungen und Entscheidungen zum konkreten 

Schutzkonzept für das Kind und über die getroffenen Vereinbarungen 
einschließlich der Darstellung konkreter Handlungsschritte und der 
Zeitperspektive. 

p Die Dokumentation ist sorgfältig und direkt zu führen, damit sich ein lückenloser 
Fallverlauf ergibt. 

 
  
  

55..  RRIISSIIKKOOEEIINNSSCCHHÄÄTTZZUUNNGG  
 
Die Schule hat sicherzustellen, dass bei Auftreten von Verdachtsmomenten, bzw. 
Hinweisen zu einer Kindeswohlgefährdung in der jeweiligen Schule das 
Gefährdungsrisiko im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte abgeschätzt wird.  
Die Risikoeinschätzung beinhaltet die Abwägung und Einschätzung des Grades 
einer möglichen Kindeswohlgefährdung sowie die Planung der weiteren 
Vorgehensweise. 
 
Sollte die Schule nicht über speziell ausgebildete Fachkräfte verfügen, die vertiefte 
Kenntnisse im Bereich der Kindeswohlgefährdung haben, so besteht im Rahmen der 
Risikoeinschätzung die Möglichkeit, eine Fachkraft des Sozialen Dienstes des 
Bereiches Jugend und Familie der Stadt Kaarst als insoweit erfahrene Fachkraft 
hinzuzuziehen.  
 
Zur Wahrung des Sozialdatenschutzes der betroffenen Familie soll die 
Risikoeinschätzung ohne Nennung des Namens der Familie, bzw. des Kindes oder 
Jugendlichen durchgeführt werden. 
 
 
 

66..  BBEETTEEIILLIIGGUUNNGG  DDEERR  BBEETTRROOFFFFEENNEENN  
 
Der/die Lehrer/in hat die Personensorgeberechtigten sowie das Kind oder den 
Jugendlichen angemessen in den Prozess der Abschätzung und Klärung der 
Verdachtsmomente einer Kindeswohlgefährdung einzubeziehen. Dies gilt nicht 
soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen in Frage 
gestellt wird.   



Vereinbarung § 8a Abs.2 SGB VIII   10 

In den Beratungsgesprächen mit den Betroffenen hat das Fachpersonal der Schule 
auf die Inanspruchnahme von adäquaten Hilfen hinzuwirken, wenn sie diese zur 
Abwendung der Kindeswohlgefährdung für erforderlich hält.    
Adäquate Hilfe orientiert sich an der individuellen Notwendigkeit einer Familie und 
ihrer Lebenssituation und kann in ihrer Form nicht festgeschrieben sein.  
 
Der/die beratende Lehrer/in hat die Betroffenen darin zu unterstützen, die im 
Beratungsprozess miteinander vereinbarte Hilfe annehmen zu können und ggf. 
vermittelnd tätig zu werden. 
  
Sollten die angebotenen Hilfen nicht angenommen werden oder nicht ausreichend 
erscheinen oder zeigen sich innerhalb von ca. 3 Monaten  keine beschreibbaren 
Fortschritte in der häuslichen und sozialen Situation der Familie und dem 
Erscheinungsbild des Kindes, informiert die Schule den Bereich Jugend und Familie 
der Stadt Kaarst (Jugendamt), um die Gefährdung abzuwenden. Die Eltern werden 
davon in Kenntnis gesetzt. 
 
 
 

77..  IINNFFOORRMMAATTIIOONN  AANN  DDEENN  BBEERREEIICCHH  JJUUGGEENNDD  UUNNDD  FFAAMMIILLIIEE  BBEEII  VVEERRDDAACCHHTT  EEIINNEERR  

KK IINNDDEESSWWOOHHLLGGEEFFÄÄHHRRDDUUNNGG  
 
Im Falle einer Kindeswohlgefährdung mit Verdacht de r akuten Gefahr für Leib 
und Leben des Kindes oder Jugendlichen ist der Bere ich Jugend und Familie 
der Stadt Kaarst (Jugendamt) unverzüglich persönlic h im Rahmen eines 
ausführlichen und umfassenden Fachgespräches zu inf ormieren.  
 
Des Weiteren ist der Bereich Jugend und Familie persönlich im Rahmen eines 
ausführlichen und umfassenden Fachgespräches zu informieren, wenn die 
angebotenen Hilfen nicht angenommen werden oder nicht ausreichend erscheinen 
oder sich innerhalb von ca. 3 Monaten  keine beschreibbaren Fortschritte in der 
häuslichen und sozialen Situation der Familie und dem Erscheinungsbild des Kindes 
zeigen. 
 
Der Bereich Jugend und Familie –Abteilung Sozialer Dien st- ist mindestens 
täglich Montag – Mittwoch von 8.30 – 15.00 Uhr, Donnerstag von 8.30 – 17.00 Uhr 
und Freitag von 8.30 – 12.00 Uhr unter der Telefonnummer 987-363 erreichbar. 
 
Außerhalb der oben aufgeführten Dienstzeiten wird der Notdienst für den Bereich 
Jugend und Familie mit einer 24-stündigen Dienstbereitschaft von der 
Pädagogischen Ambulanz der Ev. Jugend- und Familienhilfe gGmbH, 
Sebastianusstr. 1, 41564 Kaarst geleistet.  
Bei den eingesetzten Mitarbeitern handelt es sich um ausgebildetes Fachpersonal, in 
der Regel mit fachspezifischen Zusatzausbildungen und langjährigen beruflichen 
Erfahrungen im Umgang mit krisenhaften familiären Systemen.  
Das im Rahmen des Notdienstes eingesetzte Fachpersonal ist somit als „insoweit 
erfahrene Fachkraft“ im Sinne des § 8a SGB VIII zu werten. 
 

 
Pädagogische Ambulanz 

Tel. 51 17 44 
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88..  PPEERRSSOONNEENNBBEEZZOOGGEENNEE  DDAATTEENN  
  

Die Datenübermittlung von der Schule an die Jugendhilfe ist in § 5 Abs. 1 VO-DV 
NRW in Verbindung mit § 120 Abs. 5 SchulG NRW geregelt. Voraussetzung für die 
Datenübermittlung an öffentliche Stellen ist, dass die betreffenden Informationen zur 
Erfüllung der Aufgaben der öffentliche Stelle (z.B. das Jugendamt) erforderliche sind. 
Die Korrespondenznorm im SGB VIII findet sich in § 62 Abs. 1 SGB VIII: „Sozialdaten 
dürfen nur erhoben werden, soweit ihre Kenntnis zur Erfüllung der jeweiligen 
Aufgabe erforderlich ist. 
 
Vom Grundsatz her gilt, dass Daten zunächst einmal beim Betroffenen erhoben 
werden (§ 62 Abs. 3 SGB VIII). Ohne dessen Mitwirkung bzw. Einverständnis ist die 
Datenerhebung und –übermittlung von der Schule an die Jugendhilfe nur unter 
besonderen Voraussetzungen möglich, die in § 62 Abs. 3 SGB VIII geregelt sind 
(z.B. weil die Erhebung beim Betroffenen einen unverhältnismäßigen Aufwand 
erfordern oder die Erhebung beim Betroffenen den Zugang zur Hilfe ernsthaft 
gefährden würde). 
 
Auch für die Schule gilt, dass sie der Datenerhebung beim Betroffenen vor einer 
Beschaffung bei Dritten den Vorrang geben muss (§§ 2 Abs. 1 Satz 3 in Verbindung 
mit 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. a,c-g, i DSG NRW, vgl. § 5 SchulG NRW). 
 
Die Datenübermittlung von der Jugendhilfe an die Schule ist strengeren 
Anforderungen unterworfen als umgekehrt. Der Grund hierfür liegt in der besonderen 
Qualität der Jugendhilfedaten als Sozialdaten, die zum Schutz des für die Hilfe 
erforderlichen Vertrauensverhältnisses vom Gesetz als besonders sensibel eingestuft 
werden. 
Gemäß § 35 SGB I hat jeder Bürger einen Anspruch darauf, dass der 
Sozialleistungsträger die ihn betreffenden Sozialdaten nicht unbefugt erhebt, 
verarbeitet und nutzt, was in der Konsequenz heißt, dass die Fachkräfte der 
Jugendhilfe mit den Daten der Familien, Kindern und Jugendlichen sorgsam 
umgehen müssen. Eine Übermittlung von Daten an andere Stellen ist nur mit dem 
Vorliegen einer ausdrücklichen Einverständniserklärung möglich oder wenn eine 
gesetzliche Norm dies ausdrücklich erlaubt. 
 
Beim Vorliegen einer Kindeswohlgefährdung wird dieses Recht an einigen Stellen 
durch das Kinder- und Jugendhilfeweiterentwicklungsgesetz gesondert geregelt. 
 
Die datenschutzrechtlichen Vorschriften insbesondere des SGB I, SGB VIII und SGB 
X sind zu beachten. 
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99..  PPEERRSSÖÖNNLLIICCHHEE  EEIIGGNNUUNNGG  
 
Die Schulaufsicht bzw. die Schulleitung sollte sicherstellen, dass sie keine Personen 
beschäftigt oder vermittelt, die rechtskräftig wegen einer Straftat nach den §§ 171, 
174 bis 174c, 176 bis 181a, 182 bis 184e oder § 225 des Strafgesetzbuches 
verurteilt worden sind. 
 
Die Schulausicht bzw. die Schulleitung sollte darauf hinwirken, dass  bei der 
Einstellung und in regelmäßigen Abständen von fünf Jahren von den zu 
beschäftigenden Personen ein erweitertes Führungszeugnis nach § 30 Abs. 2, 5 des 
Bundeszentralregistergesetzes vorgelegt wird. Hierbei sollte auch das Personal 
berücksichtigt werden, das regelmäßig im Schulgebäude bzw. auf dem  
Schulgelände tätig ist (z.B. Hausmeister, Putzfirmen usw.). 
 
 
 
 
 
 
 
--------------------------------------------------   ------------------------------------------ 
(Heinz-Dieter Vogt)       (Schule 
Erster Beigeordneter      
 
 
 
--------------------------------------------------   ------------------------------------------ 
(Ute Schnur)       (Schule) 
Bereichsleiterin Jugend und Familie    
 
 
 
 
------------------------------------------------   ------------------------------------------ 
Förderverein       Träger Betreuungssystem 
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AANNHHAANNGG::   GGEESSEETTZZLLIICCHHEE  GGRRUUNNDDLLAAGGEENN  IINN  AAUUSSZZÜÜGGEENN  
 
 
Art 6 Grundgesetz 
 
(1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staatlichen Ordnung. 
(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen 

obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft 
(3) Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten dürfen Kinder nur auf Grund eines Gesetzes von 

der Familie getrennt werden, wenn die Erziehungsberechtigten versagen oder wenn die Kinder 
aus anderen Gründen zu verwahrlosen drohen 

(4) Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge der Gemeinschaft 
(5) Den unehelichen Kindern sind durch die Gesetzgebung die gleichen Bedingungen für ihre 

leibliche und seelische Entwicklung und ihre Stellung in der Gesellschaft zu schaffen wie den 
ehelichen Kindern 

 
 
§ 1 SGB VIII –Recht auf Erziehung, Elternverantwort ung, Jugendhilfe- 
 
(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Förderung seiner Entwicklung und auf Erziehung zu einer 

eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit. 
(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen 

obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft. 
(3) Jugendhilfe soll zur Verwirklichung des Rechts nach Abs. 1 insbesondere 

1. junge Menschen in ihrer individuellen und sozialen Entwicklung fördern und dazu beitragen, 
Benachteiligungen zu vermeiden oder abzubauen, 

2. Eltern und andere Erziehungsberechtigte bei der Erziehung beraten und unterstützen, 
3. Kinder und Jugendliche vor Gefahren für ihr Wohl schützen, 
4. Dazu beitragen, positive Lebensbedingungen für junge Menschen und ihre Familien sowie 

eine kinder- und familienfreundliche Umwelt zu erhalten oder zu schaffen. 
 
 
§ 8a SGB VIII Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdun g 
 
(1) Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines Kindes 
oder Jugendlichen bekannt, so hat es das Gefährdungsrisiko im Zusammenwirken mehrerer 
Fachkräfte abzuschätzen. 
Dabei sind die Personensorgeberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche einzubeziehen, 
soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird. 
Hält das Jugendamt zur Abwendung der Gefährdung die Gewährung von Hilfen für geeignet und 
notwendig, so hat es diese den Personensorgeberechtigten oder den Erziehungsberechtigten 
anzubieten. 
 
(2) In Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen und Diensten, die Leistungen nach diesem 
Buch erbringen, ist sicherzustellen, dass deren Fachkräfte den Schutzauftrag nach Absatz 1 in 
entsprechender Weise wahrnehmen und bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos eine insoweit 
erfahrene Fachkraft hinzuziehen. 
Insbesondere ist die Verpflichtung aufzunehmen, dass die Fachkräfte bei den 
Personensorgeberechtigten oder den Erziehungsberechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen 
hinwirken, wenn sie diese für erforderlich halten, und das Jugendamt informieren, falls die 
angenommenen Hilfen nicht ausreichend erscheinen, um die Gefährdung abzuwenden. 
 
(3) Hält das Jugendamt das Tätigwerden des Familiengerichts für erforderlich, so hat es das Gericht 
anzurufen; dies gilt auch, wenn die Personensorgeberechtigten oder die Erziehungsberechtigten nicht 
bereit oder in der Lage sind, bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos mitzuwirken. Besteht eine 
dringende Gefahr und kann die Entscheidung des Gerichts nicht abgewartet werden, so ist das 
Jugendamt verpflichtet, das Kind oder den 
Jugendlichen in Obhut zu nehmen. 
 
(4) Soweit zur Abwendung der Gefährdung das Tätigwerden anderer Leistungsträger, der 
Einrichtungen der Gesundheitshilfe oder der Polizei notwendig ist, hat das Jugendamt auf die 
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Inanspruchnahme durch die Personensorgeberechtigten oder die Erziehungsberechtigten 
hinzuwirken. Ist ein sofortiges Tätigwerden erforderlich und wirken die Personensorgeberechtigten 
nicht mit, so schaltet das Jugendamt die anderen zur Abwendung der Gefährdung zuständigen Stellen 
selbst ein. 
 
 
§ 1666 BGB Gerichtliche Maßnahmen bei Gefährdung de s Kindeswohls 
 
(1) Wird das körperliche, geistige oder seelische Wohl des Kindes oder sein Vermögen durch 
missbräuchliche Ausübung der elterlichen Sorge, durch Vernachlässigung des Kindes, durch 
unverschuldetes Versagen der Eltern oder durch das Verhalten eines Dritten gefährdet, so hat das 
Familiengericht, wenn die Eltern nicht gewillt oder nicht in der Lage sind, die Gefahr abzuwenden, die 
zur Abwendung der Gefahr erforderlichen Maßnahmen zu treffen.  
 
(2) In der Regel ist anzunehmen, dass das Vermögen des Kindes gefährdet ist, wenn der Inhaber der 
Vermögenssorge seine Unterhaltspflicht gegenüber dem Kind oder seine mit der Vermögenssorge 
verbundenen Pflichten verletzt oder Anordnungen des Gerichts, die sich auf die Vermögenssorge 
beziehen, nicht befolgt.  
 
(3) Das Gericht kann Erklärungen des Inhabers der elterlichen Sorge ersetzen.  
 
(4) In Angelegenheiten der Personensorge kann das Gericht auch Maßnahmen mit Wirkung gegen 
einen Dritten treffen.  
 
 
§ 1666a BGB Grundsatz der Verhältnismäßigkeit; Vorr ang öffentlicher Hilfen 
 
(1) Maßnahmen, mit denen eine Trennung des Kindes von der elterlichen Familie verbunden ist, sind 
nur zulässig, wenn der Gefahr nicht auf andere Weise, auch nicht durch öffentliche Hilfen, begegnet 
werden kann. Dies gilt auch, wenn einem Elternteil vorübergehend oder auf unbestimmte Zeit die 
Nutzung der Familienwohnung untersagt werden soll. Wird einem Elternteil oder einem Dritten die 
Nutzung der vom Kind mitbewohnten oder einer anderen Wohnung untersagt, ist bei der Bemessung 
der Dauer der Maßnahme auch zu berücksichtigen, ob diesem das Eigentum, das Erbbaurecht oder 
der Nießbrauch an dem Grundstück zusteht, auf dem sich die Wohnung befindet; Entsprechendes gilt 
für das Wohnungseigentum, das Dauerwohnrecht, das dingliche Wohnrecht oder wenn der Elternteil 
oder Dritte Mieter der Wohnung ist.  
 
(2) Die gesamte Personensorge darf nur entzogen werden, wenn andere Maßnahmen erfolglos 
geblieben sind oder wenn anzunehmen ist, dass sie zur Abwendung der Gefahr nicht ausreichen.  
 
 

§ 42 SGB VIII Inobhutnahme von Kindern und Jugendli chen 
(1) Inobhutnahme eines Kindes oder eines Jugendlichen ist die vorläufige Unterbringung des Kindes 
oder des Jugendlichen bei 
1. einer geeigneten Person oder 
2. in einer Einrichtung oder 
3. in einer sonstigen betreuten Wohnform. 
Während der Inobhutnahme sind der notwendige Unterhalt des Kindes oder des Jugendlichen und die 
Krankenhilfe sicherzustellen. Mit der Inobhutnahme ist dem Kind oder dem Jugendlichen unverzüglich 
Gelegenheit zu geben, eine Person seines Vertrauens zu benachrichtigen. Während der 
Inobhutnahme übt das Jugendamt das Recht der Beaufsichtigung, Erziehung und 
Aufenthaltsbestimmung aus; der mutmaßliche Wille des Personensorgeberechtigten oder des 
Erziehungsberechtigten ist dabei angemessen zu berücksichtigen. Es hat für das Wohl des Kindes 
oder des Jugendlichen zu sorgen, das Kind oder den Jugendlichen in seiner gegenwärtigen Lage zu 
beraten und Möglichkeiten der Hilfe und Unterstützung aufzuzeigen. 
 
(2) Das Jugendamt ist verpflichtet, ein Kind oder einen Jugendlichen in seine Obhut zu nehmen, wenn 
das Kind oder der Jugendliche um Obhut bittet. Das Jugendamt hat den Personensorge- oder 
Erziehungsberechtigten unverzüglich von der Inobhutnahme zu unterrichten. Widerspricht der 
Personensorge- oder Erziehungsberechtigte der Inobhutnahme, so hat das Jugendamt unverzüglich 
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1. das Kind oder den Jugendlichen dem Personensorge oder Erziehungsberechtigten zu übergeben 
oder 

2. eine Entscheidung des Familiengerichts über die erforderlichen Maßnahmen zum Wohl des Kindes 
oder des Jugendlichen herbeizuführen. 

Ist der Personensorge- oder Erziehungsberechtigte nicht erreichbar, so gilt Satz 3 Nr. 2 entsprechend. 
 
(3) Das Jugendamt ist verpflichtet, ein Kind oder einen Jugendlichen in seine Obhut zu nehmen, wenn 
eine dringende Gefahr für das Wohl des Kindes oder des Jugendlichen die Inobhutnahme erfordert. 
Freiheitsentziehende Maßnahmen sind dabei nur zulässig, wenn und soweit sie erforderlich sind, um 
eine Gefahr für Leib oder Leben des Kindes oder des Jugendlichen oder eine Gefahr für Leib oder 
Leben Dritter abzuwenden. Die Freiheitsentziehung ist ohne gerichtliche Entscheidung spätestens mit 
Ablauf des Tages nach ihrem Beginn zu beenden. Absatz 2 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend. 
 
 
§ 72a SGB VIII Persönliche Eignung 
 
Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen hinsichtlich der persönlichen Eignung im Sinne des § 72 
Abs. 1 insbesondere sicherstellen, dass sie keine Personen beschäftigen oder vermitteln, die 
rechtskräftig wegen einer Straftat nach den §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 181a, 182 bis 184e oder § 
225 des Strafgesetzbuches verurteilt worden sind. Zu diesem Zweck sollen sie sich bei der Einstellung 
und in regelmäßigen Abständen von den zu beschäftigenden Personen ein Führungszeugnis nach § 
30 Abs. 5 des Bundeszentralregistergesetzes vorlegen lassen. Durch Vereinbarungen mit den Trägern 
von Einrichtungen und Diensten sollen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe auch sicherstellen, 
dass diese keine Personen nach Satz 1 beschäftigen. 
 

 
§ 42 SchulG NRW   Allgemeine Rechte und Pflichten a us dem Schulverhältnis 
 
1) Die Aufnahme der Schülerin oder des Schülers in eine öffentliche Schule begründet ein öffentlich-
rechtliches Schulverhältnis. Aus ihm ergeben sich für alle Beteiligten Rechte und Pflichten. Dies 
erfordert ihre vertrauensvolle Zusammenarbeit. 
2) Schülerinnen und Schüler haben das Recht, im Rahmen dieses Gesetzes an der Gestaltung der 
Bildungs- und Erziehungsarbeit der Schule mitzuwirken und ihre Interessen wahrzunehmen. Sie sind 
ihrem Alter entsprechend über die Unterrichtsplanung zu informieren und an der Gestaltung des 
Unterrichts und sonstiger schulischer Veranstaltungen zu beteiligen. 
(3) Schülerinnen und Schüler haben die Pflicht daran mitzuarbeiten, dass die Aufgabe der Schule 
erfüllt und das Bildungsziel erreicht werden kann. Sie sind insbesondere verpflichtet, sich auf den 
Unterricht vorzubereiten, sich aktiv daran zu beteiligen, die erforderlichen Arbeiten anzufertigen und 
die Hausaufgaben zu erledigen. Sie haben die Schulordnung einzuhalten und die Anordnungen der 
Lehrerinnen und Lehrer, der Schulleitung und anderer dazu befugter Personen zu befolgen. 
(4) Eltern wirken im Rahmen dieses Gesetzes an der Gestaltung der Bildungs- und Erziehungsarbeit 
der Schule mit. Sie sorgen dafür, dass ihr Kind seine schulischen Pflichten erfüllt. Eltern sollen sich 
aktiv am Schulleben, in den Mitwirkungsgremien und an der schulischen Erziehung ihres Kindes 
beteiligen. 
(5) In Bildungs- und Erziehungsvereinbarungen sollen sich die Schule, Schülerinnen und Schüler und 
Eltern auf gemeinsame Erziehungsziele und -grundsätze verständigen und wechselseitige Rechte und 
Pflichten in Erziehungsfragen festlegen. 
(6) Die Sorge für das Wohl der Schülerinnen und Schüler erfordert es, jedem Anschein von 
Vernachlässigung oder Misshandlung nachzugehen. Die Schule entscheidet rechtzeitig über die 
Einbeziehung des Jugendamtes oder anderer Stellen. 
(7) Außerunterrichtliche Veranstaltungen der Schule, die kein Unterricht in anderer Form sind, sind 
grundsätzlich so zu organisieren, dass kein Unterricht ausfällt. Nachprüfungen finden vor 
Unterrichtsbeginn des neuen Schuljahres statt. 
(8) Die Schulkonferenz kann eine einheitliche Schulkleidung empfehlen, sofern alle in der 
Schulkonferenz vertretenen Schülerinnen und Schüler zustimmen. 
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§ 5 SchulG NRW  Öffnung von Schule, Zusammenarbeit mit außerschulischen 
Partnern 
(1) Die Schule wirkt mit Personen und Einrichtungen ihres Umfeldes zur Erfüllung des schulischen 
Bildungs- und Erziehungsauftrages und bei der Gestaltung des Übergangs von den 
Tageseinrichtungen für Kinder in die Grundschule zusammen. 
(2) Schulen sollen in gemeinsamer Verantwortung mit den Trägern der öffentlichen und der freien 
Jugendhilfe, mit Religionsgemeinschaften und mit anderen Partnern zusammenarbeiten, die 
Verantwortung für die Belange von Kindern, Jugendlichen und jungen Volljährigen tragen und Hilfen 
zur beruflichen Orientierung geben. 
(3) Vereinbarungen nach den Absätzen 1 und 2 bedürfen der Zustimmung der Schulkonferenz. 
 
 

 
 

GGEESSEETTZZLLIICCHHEE  VVOORRSSCCHHRRIIFFTTEENN  ZZUUMM  DDAATTEENNSSCCHHUUTTZZ  
  
§ 120 SchulG NRW  Schutz der Daten von Schülerinnen  und Schülern und 
Eltern 
(1) Schulen und Schulaufsichtsbehörden dürfen personenbezogene Daten der Schülerinnen und 
Schüler, der in § 36 genannten Kinder sowie der Eltern verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung der 
ihnen durch Rechtsvorschrift übertragenen Aufgaben erforderlich ist. Die gespeicherten 
personenbezogenen  
Daten dürfen in der Schule nur den Personen zugänglich gemacht werden, die sie für die Erfüllung 
ihrer Aufgaben benötigen. 
 (2) Schülerinnen, Schüler und Eltern sind zur Angabe der nach Absatz 1 Satz 1 erforderlichen Daten 
verpflichtet; sie sind bei der Datenerhebung auf ihre Auskunftspflicht hinzuweisen. Andere Daten 
dürfen nur mit Einwilligung der Betroffenen erhoben werden. Minderjährige Schülerinnen und Schüler 
sind einwilligungsfähig, wenn sie die Bedeutung und Tragweite der Einwilligung und ihre rechtlichen 
Folgen erfassen können und ihren Willen hiernach zu bestimmen vermögen. 
(3) Standardisierte Tests und schriftliche Befragungen von Schulanfängerinnen und -anfängern (§ 36) 
und Schülerinnen und Schülern dürfen in der Schule nur durchgeführt werden, soweit dies für die 
Feststellung der Schulfähigkeit oder des Sprachstandes, für eine sonderpädagogische Förderung 
oder für Maßnahmen zur Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung geeignet und erforderlich ist. 
Für Zwecke der Lehrerbildung sowie der Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung dürfen vom 
Ministerium genehmigte Bild- und Tonaufzeichnungen des Unterrichts erfolgen, wenn die Betroffenen 
rechtzeitig über die beabsichtigte Aufzeichnung und den Aufzeichnungszweck informiert worden sind 
und nicht widersprochen haben. Die Schülerinnen und Schüler sowie die Eltern sind über die 
wesentlichen Ergebnisse zu informieren. Aus Tests und schriftlichen Befragungen zur Feststellung der 
Schulfähigkeit und des sonderpädagogischen Förderbedarfs dürfen nur die Ergebnisse und der 
festgestellte Förderbedarf an andere Schulen übermittelt werden. 
(4) Andere wissenschaftliche Untersuchungen, Tests und Befragungen sind nur mit Einwilligung im 
Rahmen des Absatz 2 Sätze 2 und 3 zulässig, wenn dadurch die Bildungs- und Erziehungsarbeit und 
schutzwürdige Belange einzelner Personen nicht beeinträchtigt werden oder die Anonymität der 
Betroffenen gewahrt bleibt. Die Entscheidung trifft die Schulleiterin oder der Schulleiter. In 
Angelegenheiten besonderer oder überörtlicher Bedeutung ist die obere Schulaufsichtsbehörde zu 
unterrichten. 
(5) Die in Absatz 1 Satz 1 genannten Daten dürfen einer Schule, der Schulaufsichtsbehörde, dem 
Schulträger, der unteren Gesundheitsbehörde, dem Jugendamt, dem Landesjugendamt, den Ämtern 
für Ausbildungsförderung, dem Landesamt für Ausbildungsförderung sowie den Ausbildungsbetrieben 
der Schülerinnen und Schüler an Berufskollegs nur übermittelt werden, soweit sie von diesen Stellen 
zur Erfüllung der ihnen durch Rechtsvorschrift übertragenen Aufgaben benötigt werden. Die Übermitt-
lung an andere öffentliche Stellen ist zulässig, wenn sie zur Erfüllung einer gesetzlichen Auskunfts- 
oder Meldepflicht erforderlich ist, ein Gesetz sie erlaubt oder die oder der Betroffene im Einzelfall 
eingewilligt hat. Die Übermittlung von Daten der Schülerinnen und Schüler und der Eltern an Perso-
nen oder Stellen außerhalb des öffentlichen Bereichs ist nur zulässig, wenn ein rechtlicher Anspruch 
auf die Bekanntgabe der Daten besteht und schutzwürdige Belange der oder des Betroffenen nicht 
beeinträchtigt werden oder wenn die oder der Betroffene im Einzelfall eingewilligt hat. Dem 
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schulpsychologischen Dienst dürfen personenbezogene Daten nur mit Einwilligung der Betroffenen 
übermittelt werden. 
(6) Für Zwecke der Planung und Statistik im Schulbereich dürfen anonymisierte Leistungsdaten der 
Schülerinnen und Schüler dem Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik regelmäßig übermittelt 
werden sowie für Maßnahmen der Qualitätsentwicklung und der Qualitätssicherung aufbereitet und 
genutzt werden. 
(7) Nur Eltern sowie die Schülerinnen und Schüler sind berechtigt, Einsicht in die sie betreffenden 
Unterlagen zu nehmen und Auskunft über die sie betreffenden Daten und die Stellen zu erhalten, an 
die Daten übermittelt worden sind. Das Recht auf Einsichtnahme umfasst auch das Recht zur 
Anfertigung oder Aushändigung von Kopien; die Erstattung von Auslagen kann verlangt werden. 
Dieses Recht ist ausgeschlossen, soweit dadurch berechtigte Geheimhaltungsinteressen Dritter 
beeinträchtigt würden; in diesen Fällen ist eine Auskunft über die verarbeiteten Daten zu erteilen. 
Zwischenbewertungen des Lernverhaltens in der Schule sowie persönliche Aufzeichnungen der 
Lehrkräfte über Schülerinnen und Schüler und deren Eltern sind von dem Recht auf Einsichtnahme 
und Auskunft ausgenommen. 
(8) Die Schule kann Eltern volljähriger Schülerinnen und Schüler über wichtige schulische 
Angelegenheiten wie 
1.  

die Nichtversetzung, 
2.  

die Nichtzulassung oder das Nichtbestehen einer Abschlussprüfung, 
3.  

den vorübergehenden Ausschluss vom Unterricht über eine Woche hinaus, 
4.  

die Entlassung von der Schule oder deren Androhung und 
5.  

die Verweisung von allen öffentlichen Schulen oder deren Androhung  
und über sonstige schwerwiegende Sachverhalte informieren, die das Schulverhältnis wesentlich 
beeinträchtigen. Die Schülerinnen und Schüler sind von den beabsichtigten Auskünften vorab in 
Kenntnis zu setzen. 
 

§ 35 SGB I Sozialgeheimnis 
(1) Jeder hat Anspruch darauf, dass die ihn betreffenden Sozialdaten (§ 67 Abs. 1 Zehntes Buch) von 
den Leistungsträgern nicht unbefugt erhoben, verarbeitet oder genutzt werden (Sozialgeheimnis). Die 
Wahrung des Sozialgeheimnisses umfasst die Verpflichtung, auch innerhalb des Leistungsträgers 
sicherzustellen, dass die Sozialdaten nur Befugten zugänglich sind oder nur an diese weitergegeben 
werden. Sozialdaten der Beschäftigten und ihrer Angehörigen dürfen Personen, die 
Personalentscheidungen treffen oder daran mitwirken können, weder zugänglich sein noch von 
Zugriffsberechtigten weitergegeben werden. Der Anspruch richtet sich auch gegen die Verbände der 
Leistungsträger, die Arbeitsgemeinschaften der Leistungsträger und ihrer Verbände, die in diesem 
Gesetzbuch genannten öffentlich-rechtlichen Vereinigungen, gemeinsame Servicestellen, 
Integrationsfachdienste, die Künstlersozialkasse, die Deutsche Post AG, soweit sie mit der 
Berechnung oder Auszahlung von Sozialleistungen betraut ist, die Behörden der Zollverwaltung, 
soweit sie Aufgaben nach § 2 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes, nach § 107 Abs. 1 des 
Vierten Buches und § 66 des Zehnten Buches durchführen, die Versicherungsämter und 
Gemeindebehörden sowie die anerkannten Adoptionsvermittlungsstellen (§ 2 Abs. 2 des 
Adoptionsvermittlungsgesetzes), soweit sie Aufgaben nach diesem Gesetzbuch wahrnehmen, das 
Bundesamt für Güterverkehr, soweit es Aufgaben nach § 107 Abs. 1 Satz 2 des Vierten Buches 
durchführt, und die Stellen, die Aufgaben nach § 67c Abs. 3 des Zehnten Buches wahrnehmen. Die 
Beschäftigten haben auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit bei den genannten Stellen das 
Sozialgeheimnis zu wahren. 
 
(2) Eine Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Sozialdaten ist nur unter den Voraussetzungen des 
Zweiten Kapitels des Zehnten Buches zulässig. 
 
(3) Soweit eine Übermittlung nicht zulässig ist, besteht keine Auskunftspflicht, keine Zeugnispflicht und 
keine Pflicht zur Vorlegung oder Auslieferung von Schriftstücken, nicht automatisierten Dateien und 
automatisiert erhobenen, verarbeiteten oder genutzten Sozialdaten. 
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(4) Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse stehen Sozialdaten gleich. 
 
(5) Sozialdaten Verstorbener dürfen nach Maßgabe des Zweiten Kapitels des Zehnten Buches 
verarbeitet oder genutzt werden. Sie dürfen außerdem verarbeitet oder genutzt werden, wenn 
schutzwürdige Interessen des Verstorbenen oder seiner Angehörigen dadurch nicht beeinträchtigt 
werden können. 
 
 
§ 61 SGB VIII Anwendungsbereich  
(1) Für den Schutz von Sozialdaten bei ihrer Erhebung und Verwendung in der Jugendhilfe gelten § 
35 des Ersten Buches, §§ 67 bis 85a des Zehnten Buches sowie die nachfolgenden Vorschriften. Sie 
gelten für alle Stellen des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe, soweit sie Aufgaben nach diesem 
Buch wahrnehmen. Für die Wahrnehmung von Aufgaben nach diesem Buch durch kreisangehörige 
Gemeinden und Gemeindeverbände, die nicht örtliche Träger sind, gelten die Sätze 1 und 2 
entsprechend. 
 
(2) Für den Schutz von Sozialdaten bei ihrer Erhebung und Verwendung im Rahmen der Tätigkeit des 
Jugendamts als Amtspfleger, Amtsvormund, Beistand und Gegenvormund gilt nur § 68. 
 
(3) Werden Einrichtungen und Dienste der Träger der freien Jugendhilfe in Anspruch genommen, so 
ist sicherzustellen, daß der Schutz der personenbezogenen Daten bei der Erhebung und Verwendung 
in entsprechender Weise gewährleistet ist. 
 
 
§ 62 SGB VIII Datenerhebung 
 
(1) Sozialdaten dürfen nur erhoben werden, soweit ihre Kenntnis zur Erfüllung der jeweiligen Aufgabe 
erforderlich ist. 
 
2) Sozialdaten sind beim Betroffenen zu erheben. Er ist über die Rechtsgrundlage der Erhebung 
sowie die Zweckbestimmungen der Erhebung und Verwendung aufzuklären, soweit diese nicht 
offenkundig sind 
 
3) Ohne Mitwirkung des Betroffenen dürfen Sozialdaten nur erhoben werden, wenn 
1. eine gesetzliche Bestimmung dies vorschreibt oder erlaubt oder 
2. ihre Erhebung beim Betroffenen nicht möglich ist oder die jeweilige Aufgabe ihrer Art nach eine 
Erhebung bei anderen erfordert, die Kenntnis der Daten aber erforderlich ist für 
a) die Feststellung der Voraussetzungen oder für die Erfüllung einer Leistung nach diesem Buch oder 
b) die Feststellung der Voraussetzungen für die Erstattung einer Leistung nach § 50 des Zehnten 
Buches oder 
c) die Wahrnehmung einer Aufgabe nach den §§ 42 bis 48a und nach § 52 oder 
d) die Erfüllung des Schutzauftrages bei Kindeswohlgefährdung nach § 8a oder 
3. die Erhebung beim Betroffenen einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde und keine 
Anhaltspunkte dafür bestehen, daß schutzwürdige Interessen des Betroffenen beeinträchtigt werden 
oder 
4. die Erhebung bei dem Betroffenen den Zugang zur Hilfe ernsthaft gefährden würde 
 
(4) Ist der Betroffene nicht zugleich Leistungsberechtigter oder sonst an der Leistung beteiligt, so 
dürfen die Daten auch beim Leistungsberechtigten oder einer anderen Person, die sonst an der 
Leistung beteiligt ist, erhoben werden, wenn die Kenntnis der Daten für die Gewährung einer Leistung 
nach diesem Buch notwendig ist. Satz 1 gilt bei der Erfüllung anderer Aufgaben im Sinne des § 2 Abs. 
3 entsprechend 
 
 
§ 63 SGB VIII Datenspeicherung 
 
1) Sozialdaten dürfen gespeichert werden, soweit dies für die Erfüllung der jeweiligen Aufgabe 
erforderlich ist 
 
(2) Daten, die zur Erfüllung unterschiedlicher Aufgaben der öffentlichen Jugendhilfe erhoben worden 
sind, dürfen nur zusammengeführt werden, wenn und solange dies wegen eines unmittelbaren 
Sachzusammenhangs erforderlich ist. Daten, die zu Leistungszwecken im Sinne des § 2 Abs. 2 und 
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Daten, die für andere Aufgaben im Sinne des § 2 Abs. 3 erhoben worden sind, dürfen nur 
zusammengeführt werden, soweit dies zur Erfüllung der jeweiligen Aufgabe erforderlich ist. 
 
 
§ 64 SGB VIII Datenübermittlung und –nutzung 
 
(1) Sozialdaten dürfen zu dem Zweck übermittelt oder genutzt werden, zu dem sie erhoben worden 

sind. 
(2) Eine Übermittlung für die Erfüllung von Aufgaben nach § 69 des Zehnten Buches ist abweichend 

von Absatz 1 nur zulässig, soweit dadurch der Erfolg einer zu gewährenden Leistung nicht in 
Frage gestellt wird. 

 
(2a) Vor einer Übermittlung an eine Fachkraft, die der verantwortlichen Stelle nicht angehört, sind die 
Sozialdaten zu anonymisieren oder zu pseudonymisieren, soweit die Aufgabenerfüllung dies zulässt. 
 
(3) Sozialdaten dürfen beim Träger der öffentlichen Jugendhilfe zum Zwecke der Planung im Sinne 
des § 80 gespeichert oder genutzt werden; sie sind unverzüglich zu anonymisieren 
 
 
§ 65 SGB VIII Besonderer Vertrauensschutz in der pe rsönlichen und 
erzieherischen Hilfe 
 
(1) Sozialdaten, die dem Mitarbeiter eines Trägers der öffentlichen Jugendhilfe zum Zweck 
persönlicher und erzieherischer Hilfe anvertraut worden sind, dürfen von diesem nur weitergegeben 
werden 
1. mit der Einwilligung dessen, der die Daten anvertraut hat, oder 
2. dem Vormundschafts- oder dem Familiengericht zur Erfüllung der Aufgaben nach § 8a Abs. 3, wenn 
angesichts einer Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen ohne diese Mitteilung 
eine für die Gewährung von Leistungen notwendige gerichtliche Entscheidung nicht ermöglicht 
werden könnte, oder 
4. dem Mitarbeiter, der auf Grund eines Wechsels der Fallzuständigkeit im Jugendamt oder eines 
Wechsels der örtlichen Zuständigkeit für die Gewährung oder Erbringung der Leistung verantwortlich 
ist, wenn Anhaltspunkte für eine Gefährdung des Kindeswohls gegeben sind und die Daten für eine 
Abschätzung des Gefährdungsrisikos notwendig sind, oder an die Fachkräfte, die zum Zwecke der 
Abschätzung des Gefährdungsrisikos nach § 8a hinzugezogen werden; § 64 Abs. 2a bleibt unberührt, 
oder 
5. unter den Voraussetzungen, unter denen eine der in § 203 Abs. 1 oder 3 des Strafgesetzbuches 
genannten Personen dazu befugt wäre. 
 
Gibt der Mitarbeiter anvertraute Sozialdaten weiter, so dürfen sie vom Empfänger nur zu dem Zweck 
weitergegeben werden, zu dem er diese befugt erhalten hat. 
(2) § 35 Abs. 3 des Ersten Buches gilt auch, soweit ein behördeninternes Weitergabeverbot nach 
Absatz 1 besteht. 
 

  
§ 67a SBG X Datenerhebung 
 
(1) Das Erheben von Sozialdaten durch in § 35 des Ersten Buches genannte Stellen ist zulässig, 
wenn ihre Kenntnis zur Erfüllung einer Aufgabe der erhebenden Stelle nach diesem Gesetzbuch 
erforderlich ist. Dies gilt auch für besondere Arten personenbezogener Daten (§ 67 Abs. 12). Angaben 
über die rassische Herkunft dürfen ohne Einwilligung des Betroffenen, die sich ausdrücklich auf diese 
Daten beziehen muss, nicht erhoben werden. Ist die Einwilligung des Betroffenen durch Gesetz 
vorgesehen, hat sie sich ausdrücklich auf besondere Arten personenbezogener Daten (§ 67 Abs. 12) 
zu beziehen. 
 
(2) Sozialdaten sind beim Betroffenen zu erheben. Ohne seine Mitwirkung dürfen sie nur erhoben 
werden 
1. bei den in § 35 des Ersten Buches oder in § 69 Abs. 2 genannten Stellen, wenn 

a) diese zur Übermittlung der Daten an die erhebende Stelle befugt sind, 
b) die Erhebung beim Betroffenen einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde und 
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c) keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass überwiegende schutzwürdige Interessen des 
Betroffenen beeinträchtigt werden, 

 
2. bei anderen Personen oder Stellen, wenn 
a) eine Rechtsvorschrift die Erhebung bei ihnen zulässt oder die Übermittlung an die erhebende Stelle 

ausdrücklich vorschreibt oder 
b) aa) die Aufgaben nach diesem Gesetzbuch ihrer Art nach eine Erhebung bei anderen Personen 

oder Stellen erforderlich machen oder 
bb) die Erhebung beim Betroffenen einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde und 
keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass überwiegende schutzwürdige Interessen des 
Betroffenen beeinträchtigt werden. 

 
(3) Werden Sozialdaten beim Betroffenen erhoben, ist er, sofern er nicht bereits auf andere Weise 
Kenntnis erlangt hat, über die Zweckbestimmungen der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung und die 
Identität der verantwortlichen Stelle zu unterrichten. Über Kategorien von Empfängern ist der 
Betroffene nur zu unterrichten, soweit 
1. er nach den Umständen des Einzelfalles nicht mit der Nutzung oder der Übermittlung an diese 

rechnen muss, 
2. es sich nicht um eine Verarbeitung oder Nutzung innerhalb einer in § 35 des Ersten Buches 

genannten Stelle oder einer Organisationseinheit im Sinne von § 67 Abs. 9 Satz 3 handelt oder 
3. es sich nicht um eine Kategorie von in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen oder von 

Organisationseinheiten im Sinne von § 67 Abs. 9 Satz 3 handelt, die auf Grund eines Gesetzes zur 
engen Zusammenarbeit verpflichtet sind. 

Werden Sozialdaten beim Betroffenen auf Grund einer Rechtsvorschrift erhoben, die zur Auskunft 
verpflichtet, oder ist die Erteilung der Auskunft Voraussetzung für die Gewährung von Rechtsvorteilen, 
ist der Betroffene hierauf sowie auf die Rechtsvorschrift, die zur Auskunft verpflichtet, und die Folgen 
der Verweigerung von Angaben, sonst auf die Freiwilligkeit seiner Angaben hinzuweisen. 
 
4) Werden Sozialdaten statt beim Betroffenen bei einer nicht-öffentlichen Stelle erhoben, so ist die 
Stelle auf die Rechtsvorschrift, die zur Auskunft verpflichtet, sonst auf die Freiwilligkeit ihrer Angaben 
hinzuweisen. 
 
(5) Werden Sozialdaten weder beim Betroffenen noch bei einer in § 35 des Ersten Buches genannten 
Stelle erhoben und hat der Betroffene davon keine Kenntnis, ist er von der Speicherung, der Identität 
der verantwortlichen Stelle sowie über die Zweckbestimmungen der Erhebung, Verarbeitung oder 
Nutzung zu unterrichten. Eine Pflicht zur Unterrichtung besteht nicht, wenn 
1. der Betroffene bereits auf andere Weise Kenntnis von der Speicherung oder der Übermittlung 

erlangt hat, 
2. die Unterrichtung des Betroffenen einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordert oder 
3. die Speicherung oder Übermittlung der Sozialdaten auf Grund eines Gesetzes ausdrücklich 

vorgesehen ist. 
 
Über Kategorien von Empfängern ist der Betroffene nur zu unterrichten, soweit 
1. er nach den Umständen des Einzelfalles nicht mit der Nutzung oder der Übermittlung an diese 

rechnen muss, 
2. es sich nicht um eine Verarbeitung oder Nutzung innerhalb einer in § 35 des Ersten Buches 

genannten Stelle oder einer Organisationseinheit im Sinne von § 67 Abs. 9 Satz 3 handelt oder 
3. es sich nicht um eine Kategorie von in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen oder von 

Organisationseinheiten im Sinne von § 67 Abs. 9 Satz 3 handelt, die auf Grund eines Gesetzes zur 
engen Zusammenarbeit verpflichtet sind. 

 
Sofern eine Übermittlung vorgesehen ist, hat die Unterrichtung spätestens bei der ersten Übermittlung 
zu erfolgen. Die verantwortliche Stelle legt schriftlich fest, unter welchen Voraussetzungen von einer 
Unterrichtung nach Satz 2 Nr. 2 und 3 abgesehen wird. § 83 Abs. 2 bis 4 gilt entsprechend.  
 
 
§ 67b SBG X Zulässigkeit der Datenverarbeitung und –nutzung 
 
(1) Die Verarbeitung von Sozialdaten und deren Nutzung sind nur zulässig, soweit die nachfolgenden 
Vorschriften oder eine andere Rechtsvorschrift in diesem Gesetzbuch es erlauben oder anordnen oder 
soweit der Betroffene eingewilligt hat. § 67a Abs. 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend mit der Maßgabe, 
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dass die Übermittlung ohne Einwilligung des Betroffenen nur insoweit zulässig ist, als es sich um 
Daten über die Gesundheit oder das Sexualleben handelt oder die Übermittlung zwischen Trägern der 
gesetzlichen Rentenversicherung oder zwischen Trägern der gesetzlichen Rentenversicherung und 
deren Arbeitsgemeinschaften zur Erfüllung einer gesetzlichen Aufgabe erforderlich ist. 
 
(2) Wird die Einwilligung bei dem Betroffenen eingeholt, ist er auf den Zweck der vorgesehenen 
Verarbeitung oder Nutzung sowie auf die Folgen der Verweigerung der Einwilligung hinzuweisen. Die 
Einwilligung des Betroffenen ist nur wirksam, wenn sie auf dessen freier Entscheidung beruht. Die 
Einwilligung und der Hinweis bedürfen der Schriftform, soweit nicht wegen besonderer Umstände eine 
andere Form angemessen ist. Soll die Einwilligung zusammen mit anderen Erklärungen schriftlich 
erteilt werden, ist die Einwilligungserklärung im äußeren Erscheinungsbild der Erklärung 
hervorzuheben. 
 
(3) Im Bereich der wissenschaftlichen Forschung liegt ein besonderer Umstand im Sinne des 
Absatzes 2 Satz 3 auch dann vor, wenn durch die Schriftform der bestimmte Forschungszweck 
erheblich beeinträchtigt würde. In diesem Fall sind der Hinweis nach Absatz 2 Satz 1 und die Gründe, 
aus denen sich die erhebliche Beeinträchtigung des bestimmten Forschungszweckes ergibt, schriftlich 
festzuhalten. 
 
(4) Entscheidungen, die für den Betroffenen eine rechtliche Folge nach sich ziehen oder ihn erheblich 
beeinträchtigen, dürfen nicht ausschließlich auf eine automatisierte Verarbeitung von Sozialdaten 
gestützt werden, die der Bewertung einzelner Persönlichkeitsmerkmale dient. 
 
 
§ 67c SBG X Datenspeicherung, -veränderung und –nut zung 
 
(1) Das Speichern, Verändern oder Nutzen von Sozialdaten durch die in § 35 des Ersten Buches 
genannten Stellen ist zulässig, wenn es zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der verantwortlichen 
Stelle liegenden gesetzlichen Aufgaben nach diesem Gesetzbuch erforderlich ist und es für die 
Zwecke erfolgt, für die die Daten erhoben worden sind. Ist keine Erhebung vorausgegangen, dürfen 
die Daten nur für die Zwecke geändert oder genutzt werden, für die sie gespeichert worden sind. 
 
(2) Die nach Absatz 1 gespeicherten Daten dürfen von derselben Stelle für andere Zwecke nur 
gespeichert, verändert oder genutzt werden, wenn 
1. die Daten für die Erfüllung von Aufgaben nach anderen Rechtsvorschriften dieses Gesetzbuches 

als diejenigen, für die sie erhoben wurden, erforderlich sind, 
2. der Betroffenen im Einzelfall eingewilligt hat oder 
3. es zur Durchführung eines bestimmten Vorhabens der wissenschaftlichen Forschung oder Planung 

im Sozialleistungsbereich erforderlich ist und die Voraussetzungen des § 75 Abs. 1 vorliegen. 
 
(3) Eine Speicherung, Veränderung oder Nutzung für andere Zwecke liegt nicht vor, wenn sie für die 
Wahrnehmung von Aufsichts-, Kontroll- und Disziplinarbefugnissen, der Rechnungsprüfung oder der 
Durchführung von Organisationsuntersuchungen für die verantwortliche Stelle erforderlich ist. Das gilt 
auch für die Veränderung oder Nutzung zu Ausbildungs- und Prüfungszwecken durch die 
verantwortliche Stelle, soweit nicht überwiegende schutzwürdige Interessen des Betroffenen 
entgegenstehen. 
 
(4) Sozialdaten, die ausschließlich zu Zwecken der Datenschutzkontrolle, der Datensicherung oder zur 
Sicherstellung eines ordnungsgemäßen Betriebes einer Datenverarbeitungsanlage gespeichert 
werden, dürfen nur für diese Zwecke verwendet werden. 
 
(5) Für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung oder Planung im Sozialleistungsbereich erhobene 
oder gespeicherte Sozialdaten dürfen von den in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen nur für 
ein bestimmtes Vorhaben der wissenschaftlichen Forschung im Sozialleistungsbereich oder der 
Planung im Sozialleistungsbereich verändert oder genutzt werden. Die Sozialdaten sind zu 
anonymisieren, sobald dies nach dem Forschungs- oder Planungszweck möglich ist. Bis dahin sind 
die Merkmale gesondert zu speichern, mit denen Einzelangaben über persönliche oder sachliche 
Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren Person zugeordnet werden können. Sie dürfen mit 
den Einzelangaben nur zusammengeführt werden, soweit der Forschungs- oder Planungszweck dies 
erfordert. 
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§ 67d SBG X Übermittlungsgrundsätze 
 
(1) Eine Übermittlung von Sozialdaten ist nur zulässig, soweit eine gesetzliche Übermittlungsbefugnis 
nach den §§ 68 bis 77 oder nach einer anderen Rechtsvorschrift in diesem Gesetzbuch vorliegt. 
 
(2) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die übermittelnde Stelle. Erfolgt die 
Übermittlung auf Ersuchen des Dritten, an den die Daten übermittelt werden, trägt dieser die 
Verantwortung für die Richtigkeit der Angaben in seinem Ersuchen. 
 
(3) Sind mit Sozialdaten, die nach Absatz 1 übermittelt werden dürfen, weitere personenbezogene 
Daten des Betroffenen oder eines Dritten so verbunden, dass eine Trennung nicht oder nur mit 
unvertretbarem Aufwand möglich ist, so ist die Übermittlung auch dieser Daten nur zulässig, wenn 
schutzwürdige Interessen des Betroffenen oder eines Dritten an deren Geheimhaltung nicht 
überwiegen; eine Veränderung oder Nutzung dieser Daten ist unzulässig. 
 
(4) Die Übermittlung von Sozialdaten auf maschinell verwertbaren Datenträgern oder im Wege der 
Datenübertragung ist auch über Vermittlungsstellen zulässig. Für die Auftragserteilung an die 
Vermittlungsstelle gilt § 80 Abs. 2 Satz 1, für deren Anzeigepflicht § 80 Abs. 3 und für die Verarbeitung 
und Nutzung durch die Vermittlungsstelle § 80 Abs. 4 entsprechend. 
 
 
Weitere datenschutzrechtliche Vorschriften nach SGB  X 
 
§ 67e Erhebung und Übermittlung zur Bekämpfung von Leistungsmissbrauch und illegaler 

Ausländerbeschäftigung  
 
§ 68 Übermittlung für Aufgaben der Polizeibehörden, der Staatsanwaltschaften und Gerichte, der 

Behörden der Gefahrenabwehr oder zur Durchsetzung öffentlich-rechtlicher Ansprüche 
 
§ 69 Übermittlung für die Erfüllung sozialer Aufgaben  
 
§ 70 Übermittlung für die Durchführung des Arbeitsschutzes 
 
§ 71 Übermittlung für die Erfüllung besonderer gesetzlicher Pflichten und Mitteilungsbefugnisse  
 
§ 72 Übermittlung für den Schutz der inneren und äußeren Sicherheit 
 
§ 73 Übermittlung für die Durchführung eines Strafverfahrens  
 
§ 74 Übermittlung bei Verletzung der Unterhaltspflicht und beim Versorgungsausgleich 
 
§ 75 Übermittlung von Sozialdaten für die Forschung und Planung 
 
§ 76 Einschränkung der Übermittlungsbefugnis bei besonders schutzwürdigen Sozialdaten 
 
§ 77 Übermittlung ins Ausland und an über- oder zwischenstaatliche Stellen  
 
§ 78 Zweckbindung und Geheimhaltungspflicht eines Dritten, an den Daten übermittelt werden 
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AAUUSSZZUUGG  AAUUSS  DDEEMM  SSTTRRAAFFGGEESSEETTZZBBUUCCHH  
  
§ 171 Verletzung der Fürsorge- oder Erziehungspflic ht 

Wer seine Fürsorge- oder Erziehungspflicht gegenüber einer Person unter sechzehn Jahren gröblich 
verletzt und dadurch den Schutzbefohlenen in die Gefahr bringt, in seiner körperlichen oder 
psychischen Entwicklung erheblich geschädigt zu werden, einen kriminellen Lebenswandel zu führen 
oder der Prostitution nachzugehen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft. 

 
 
§ 174 Sexueller Mißbrauch von Schutzbefohlenen 
(1) Wer sexuelle Handlungen  

1. an einer Person unter sechzehn Jahren, die ihm zur Erziehung, zur Ausbildung oder zur Betreuung 
in der Lebensführung anvertraut ist, 

2. an einer Person unter achtzehn Jahren, die ihm zur Erziehung, zur Ausbildung oder zur Betreuung 
in der Lebensführung anvertraut oder im Rahmen eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses 
untergeordnet ist, unter Mißbrauch einer mit dem Erziehungs-, Ausbildungs-, Betreuungs-, Dienst- 
oder Arbeitsverhältnis verbundenen Abhängigkeit oder 

3. an seinem noch nicht achtzehn Jahre alten leiblichen oder angenommenen Kindvornimmt oder an 
sich von dem Schutzbefohlenen vornehmen läßt, wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu 
fünf Jahren bestraft. 

(2) Wer unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3  

1. sexuelle Handlungen vor dem Schutzbefohlenen vornimmt oder 
2. den Schutzbefohlenen dazu bestimmt, daß er sexuelle Handlungen vor ihm vornimmt,um sich oder 

den Schutzbefohlenen hierdurch sexuell zu erregen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

(4) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 oder des Absatzes 2 in Verbindung mit Absatz 1 Nr. 1 kann das 
Gericht von einer Bestrafung nach dieser Vorschrift absehen, wenn bei Berücksichtigung des 
Verhaltens des Schutzbefohlenen das Unrecht der Tat gering ist. 

 
 

§ 174a Sexueller Mißbrauch von Gefangenen, behördli ch Verwahrten oder 
Kranken und Hilfsbedürftigen in Einrichtungen 

(1) Wer sexuelle Handlungen an einer Gefangenen oder auf behördliche Anordnung verwahrten 
Person, die ihm zur Erziehung, Ausbildung, Beaufsichtigung oder Betreuung anvertraut ist, unter 
Mißbrauch seiner Stellung vornimmt oder an sich von der gefangenen oder verwahrten Person 
vornehmen läßt, wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer eine Person, die in einer Einrichtung für kranke oder hilfsbedürftige 
Menschen aufgenommen und ihm zur Beaufsichtigung oder Betreuung anvertraut ist, dadurch 
mißbraucht, daß er unter Ausnutzung der Krankheit oder Hilfsbedürftigkeit dieser Person sexuelle 
Handlungen an ihr vornimmt oder an sich von ihr vornehmen läßt. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

 
 

§ 174b Sexueller Mißbrauch unter Ausnutzung einer A mtsstellung 

(1) Wer als Amtsträger, der zur Mitwirkung an einem Strafverfahren oder an einem Verfahren zur 
Anordnung einer freiheitsentziehenden Maßregel der Besserung und Sicherung oder einer 
behördlichen Verwahrung berufen ist, unter Mißbrauch der durch das Verfahren begründeten 
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Abhängigkeit sexuelle Handlungen an demjenigen, gegen den sich das Verfahren richtet, vornimmt 
oder an sich von dem anderen vornehmen läßt, wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

 
 
§ 174c Sexueller Mißbrauch unter Ausnutzung eines B eratungs-, 
Behandlungs- oder Betreuungsverhältnisses 
(1) Wer sexuelle Handlungen an einer Person, die ihm wegen einer geistigen oder seelischen 
Krankheit oder Behinderung einschließlich einer Suchtkrankheit oder wegen einer körperlichen 
Krankheit oder Behinderung zur Beratung, Behandlung oder Betreuung anvertraut ist, unter 
Mißbrauch des Beratungs-, Behandlungs- oder Betreuungsverhältnisses vornimmt oder an sich von 
ihr vornehmen läßt, wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer sexuelle Handlungen an einer Person, die ihm zur 
psychotherapeutischen Behandlung anvertraut ist, unter Mißbrauch des Behandlungsverhältnisses 
vornimmt oder an sich von ihr vornehmen läßt. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

 
 

§ 176 Sexueller Mißbrauch von Kindern 

(1) Wer sexuelle Handlungen an einer Person unter vierzehn Jahren (Kind) vornimmt oder an sich von 
dem Kind vornehmen läßt, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer ein Kind dazu bestimmt, daß es sexuelle Handlungen an einem Dritten 
vornimmt oder von einem Dritten an sich vornehmen läßt. 

(3) In besonders schweren Fällen ist auf Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr zu erkennen. 

(4) Mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren wird bestraft, wer  

1. sexuelle Handlungen vor einem Kind vornimmt, 
2. ein Kind dazu bestimmt, daß es sexuelle Handlungen an sich vornimmt, 
3. auf ein Kind durch Schriften (§ 11 Abs. 3) einwirkt, um es zu sexuellen Handlungen zu bringen, die 

es an oder vor dem Täter oder einem Dritten vornehmen oder von dem Täter oder einem Dritten an 
sich vornehmen lassen soll, oder 

4. auf ein Kind durch Vorzeigen pornographischer Abbildungen oder Darstellungen, durch Abspielen 
von Tonträgern pornographischen Inhalts oder durch entsprechende Reden einwirkt. 

(5) Mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren wird bestraft, wer ein Kind für eine Tat nach 
den Absätzen 1 bis 4 anbietet oder nachzuweisen verspricht oder wer sich mit einem anderen zu einer 
solchen Tat verabredet. 

(6) Der Versuch ist strafbar; dies gilt nicht für Taten nach Absatz 4 Nr. 3 und 4 und Absatz 5. 

 
 

§ 176a Schwerer sexueller Mißbrauch von Kindern 

(1) Der sexuelle Missbrauch von Kindern wird in den Fällen des § 176 Abs. 1 und 2 mit Freiheitsstrafe 
nicht unter einem Jahr bestraft, wenn der Täter innerhalb der letzten fünf Jahre wegen einer solchen 
Straftat rechtskräftig verurteilt worden ist. 

(2) Der sexuelle Missbrauch von Kindern wird in den Fällen des § 176 Abs. 1 und 2 mit Freiheitsstrafe 
nicht unter zwei Jahren bestraft, wenn  

1. eine Person über achtzehn Jahren mit dem Kind den Beischlaf vollzieht oder ähnliche sexuelle 
Handlungen an ihm vornimmt oder an sich von ihm vornehmen lässt, die mit einem Eindringen in 
den Körper verbunden sind, 
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2. die Tat von mehreren gemeinschaftlich begangen wird oder 
3. der Täter das Kind durch die Tat in die Gefahr einer schweren Gesundheitsschädigung oder einer 

erheblichen Schädigung der körperlichen oder seelischen Entwicklung bringt. 

(3) Mit Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren wird bestraft, wer in den Fällen des § 176 Abs. 1 bis 3, 4 
Nr. 1 oder Nr. 2 oder des § 176 Abs. 6 als Täter oder anderer Beteiligter in der Absicht handelt, die Tat 
zum Gegenstand einer pornographischen Schrift (§ 11 Abs. 3) zu machen, die nach § 184b Abs. 1 bis 
3 verbreitet werden soll. 

(4) In minder schweren Fällen des Absatzes 1 ist auf Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren, in minder schweren Fällen des Absatzes 2 auf Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn 
Jahren zu erkennen. 

(5) Mit Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jahren wird bestraft, wer das Kind in den Fällen des § 176 Abs. 
1 bis 3 bei der Tat körperlich schwer misshandelt oder durch die Tat in die Gefahr des Todes bringt. 

(6) 1In die in Absatz 1 bezeichnete Frist wird die Zeit nicht eingerechnet, in welcher der Täter auf 
behördliche Anordnung in einer Anstalt verwahrt worden ist. 2Eine Tat, die im Ausland abgeurteilt 
worden ist, steht in den Fällen des Absatzes 1 einer im Inland abgeurteilten Tat gleich, wenn sie nach 
deutschem Strafrecht eine solche nach § 176 Abs. 1 oder 2 wäre. 

 
 

§ 176b Sexueller Mißbrauch von Kindern mit Todesfol ge 

Verursacht der Täter durch den sexuellen Mißbrauch (§§ 176 und 176a) wenigstens leichtfertig den 
Tod des Kindes, so ist die Strafe lebenslange Freiheitsstrafe oder Freiheitsstrafe nicht unter zehn 
Jahren. 

 
 

§ 177 Sexuelle Nötigung, Vergewaltigung 

(1) Wer eine andere Person  

1. mit Gewalt, 
2. durch Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben oder 
3. unter Ausnutzung einer Lage, in der das Opfer der Einwirkung des Täters schutzlos ausgeliefert 

ist,nötigt, sexuelle Handlungen des Täters oder eines Dritten an sich zu dulden oder an dem Täter 
oder einem Dritten vorzunehmen, wird mit Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr bestraft. 

(2) 1In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren. Ein besonders 
schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn  

1. der Täter mit dem Opfer den Beischlaf vollzieht oder ähnliche sexuelle Handlungen an dem Opfer 
vornimmt oder an sich von ihm vornehmen läßt, die dieses besonders erniedrigen, insbesondere, 
wenn sie mit einem Eindringen in den Körper verbunden sind (Vergewaltigung), oder 

2. die Tat von mehreren gemeinschaftlich begangen wird. 

(3) Auf Freiheitsstrafe nicht unter drei Jahren ist zu erkennen, wenn der Täter  

1. eine Waffe oder ein anderes gefährliches Werkzeug bei sich führt, 
2. onst ein Werkzeug oder Mittel bei sich führt, um den Widerstand einer anderen Person durch 

Gewalt oder Drohung mit Gewalt zu verhindern oder zu überwinden, oder 
3. das Opfer durch die Tat in die Gefahr einer schweren Gesundheitsschädigung bringt. 

(4) Auf Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jahren ist zu erkennen, wenn der Täter  

1. bei der Tat eine Waffe oder ein anderes gefährliches Werkzeug verwendet oder 
2. das Opfer  

a) bei der Tat körperlich schwer mißhandelt oder 
b) durch die Tat in die Gefahr des Todes bringt. 

(5) In minder schweren Fällen des Absatzes 1 ist auf Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren, in minder schweren Fällen der Absätze 3 und 4 auf Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn 
Jahren zu erkennen. 
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§ 178 Sexuelle Nötigung und Vergewaltigung mit Tode sfolge 

Verursacht der Täter durch die sexuelle Nötigung oder Vergewaltigung (§ 177) wenigstens leichtfertig 
den Tod des Opfers, so ist die Strafe lebenslange Freiheitsstrafe oder Freiheitsstrafe nicht unter zehn 
Jahren. 

 
 

§ 179 Sexueller Mißbrauch widerstandsunfähiger Pers onen 

(1) Wer eine andere Person, die  

1. wegen einer geistigen oder seelischen Krankheit oder Behinderung einschließlich einer 
Suchtkrankheit oder wegen einer tiefgreifenden Bewußtseinsstörung oder 

2. körperlich zum Widerstand unfähig ist, dadurch mißbraucht, daß er unter Ausnutzung der 
Widerstandsunfähigkeit sexuelle Handlungen an ihr vornimmt oder an sich von ihr vornehmen läßt, 
wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer eine widerstandsunfähige Person (Absatz 1) dadurch mißbraucht, daß er 
sie unter Ausnutzung der Widerstandsunfähigkeit dazu bestimmt, sexuelle Handlungen an einem 
Dritten vorzunehmen oder von einem Dritten an sich vornehmen zu lassen. 

(3) In besonders schweren Fällen ist auf Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr zu erkennen. 

(4) Der Versuch ist strafbar. 

(5) Auf Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren ist zu erkennen, wenn  

1. der Täter mit dem Opfer den Beischlaf vollzieht oder ähnliche sexuelle Handlungen an ihm 
vornimmt oder an sich von ihm vornehmen läßt, die mit einem Eindringen in den Körper verbunden 
sind, 

2. die Tat von mehreren gemeinschaftlich begangen wird oder 
3. der Täter das Opfer durch die Tat in die Gefahr einer schweren Gesundheitsschädigung oder einer 

erheblichen Schädigung der körperlichen oder seelischen Entwicklung bringt. 

(6) In minder schweren Fällen des Absatzes 5 ist auf Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn 
Jahren zu erkennen. 

(7) § 177 Abs. 4 Nr. 2 und § 178 gelten entsprechend. 

 
 

§ 180 Förderung sexueller Handlungen Minderjähriger  

(1) 1Wer sexuellen Handlungen einer Person unter sechzehn Jahren an oder vor einem Dritten oder 
sexuellen Handlungen eines Dritten an einer Person unter sechzehn Jahren  

1. durch seine Vermittlung oder 
2. durch Gewähren oder Verschaffen von GelegenheitVorschub leistet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 

drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 2Satz 1 Nr. 2 ist nicht anzuwenden, wenn der zur Sorge 
für die Person Berechtigte handelt; dies gilt nicht, wenn der Sorgeberechtigte durch das 
Vorschubleisten seine Erziehungspflicht gröblich verletzt. 

(2) Wer eine Person unter achtzehn Jahren bestimmt, sexuelle Handlungen gegen Entgelt an oder vor 
einem Dritten vorzunehmen oder von einem Dritten an sich vornehmen zu lassen, oder wer solchen 
Handlungen durch seine Vermittlung Vorschub leistet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft. 

(3) Wer eine Person unter achtzehn Jahren, die ihm zur Erziehung, zur Ausbildung oder zur 
Betreuung in der Lebensführung anvertraut oder im Rahmen eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses 
untergeordnet ist, unter Mißbrauch einer mit dem Erziehungs-, Ausbildungs-, Betreuungs-, Dienst- 
oder Arbeitsverhältnis verbundenen Abhängigkeit bestimmt, sexuelle Handlungen an oder vor einem 
Dritten vorzunehmen oder von einem Dritten an sich vornehmen zu lassen, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(4) In den Fällen der Absätze 2 und 3 ist der Versuch strafbar. 
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§ 180a Ausbeutung von Prostituierten 

(1) Wer gewerbsmäßig einen Betrieb unterhält oder leitet, in dem Personen der Prostitution 
nachgehen und in dem diese in persönlicher oder wirtschaftlicher Abhängigkeit gehalten werden, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer  

1. einer Person unter achtzehn Jahren zur Ausübung der Prostitution Wohnung, gewerbsmäßig 
Unterkunft oder gewerbsmäßig Aufenthalt gewährt oder 

2. eine andere Person, der er zur Ausübung der Prostitution Wohnung gewährt, zur Prostitution anhält 
oder im Hinblick auf sie ausbeutet. 

 
 

§ 181a Zuhälterei 

(1) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren wird bestraft, wer  

1. eine andere Person, die der Prostitution nachgeht, ausbeutet oder 
2. seines Vermögensvorteils wegen eine andere Person bei der Ausübung der Prostitution überwacht, 

Ort, Zeit, Ausmaß oder andere Umstände der Prostitutionsausübung bestimmt oder Maßnahmen 
trifft, die sie davon abhalten sollen, die Prostitution aufzugeben,und im Hinblick darauf 
Beziehungen zu ihr unterhält, die über den Einzelfall hinausgehen. 

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer die persönliche oder 
wirtschaftliche Unabhängigkeit einer anderen Person dadurch beeinträchtigt, dass er gewerbsmäßig 
die Prostitutionsausübung der anderen Person durch Vermittlung sexuellen Verkehrs fördert und im 
Hinblick darauf Beziehungen zu ihr unterhält, die über den Einzelfall hinausgehen. 

(3) Nach den Absätzen 1 und 2 wird auch bestraft, wer die in Absatz 1 Nr. 1 und 2 genannten 
Handlungen oder die in Absatz 2 bezeichnete Förderung gegenüber seinem Ehegatten vornimmt. 

 
 

§ 182 Sexueller Mißbrauch von Jugendlichen 

(1) Eine Person über achtzehn Jahre, die eine Person unter sechzehn Jahren dadurch mißbraucht, 
daß sie  

1. unter Ausnutzung einer Zwangslage oder gegen Entgelt sexuelle Handlungen an ihr vornimmt oder 
an sich von ihr vornehmen läßt oder 

2. diese unter Ausnutzung einer Zwangslage dazu bestimmt, sexuelle Handlungen an einem Dritten 
vorzunehmen oder von einem Dritten an sich vornehmen zu lassen,wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Eine Person über einundzwanzig Jahre, die eine Person unter sechzehn Jahren dadurch 
mißbraucht, daß sie  

1. sexuelle Handlungen an ihr vornimmt oder an sich von ihr vornehmen läßt oder 
2. diese dazu bestimmt, sexuelle Handlungen an einem Dritten vorzunehmen oder von einem Dritten 

an sich vornehmen zu lassen, und dabei die fehlende Fähigkeit des Opfers zur sexuellen 
Selbstbestimmung ausnutzt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(3) In den Fällen des Absatzes 2 wird die Tat nur auf Antrag verfolgt, es sei denn, daß die 
Strafverfolgungsbehörde wegen des besonderen öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung ein 
Einschreiten von Amts wegen für geboten hält. 

(4) In den Fällen der Absätze 1 und 2 kann das Gericht von Strafe nach diesen Vorschriften absehen, 
wenn bei Berücksichtigung des Verhaltens der Person, gegen die sich die Tat richtet, das Unrecht der 
Tat gering ist. 
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§ 183 Exhibitionistische Handlungen 

(1) Ein Mann, der eine andere Person durch eine exhibitionistische Handlung belästigt, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt, es sei denn, daß die Strafverfolgungsbehörde wegen des 
besonderen öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung ein Einschreiten von Amts wegen für 
geboten hält. 

(3) Das Gericht kann die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe auch dann zur Bewährung aussetzen, 
wenn zu erwarten ist, daß der Täter erst nach einer längeren Heilbehandlung keine exhibitionistischen 
Handlungen mehr vornehmen wird. 

(4) Absatz 3 gilt auch, wenn ein Mann oder eine Frau wegen einer exhibitionistischen Handlung  

1. nach einer anderen Vorschrift, die im Höchstmaß Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe 
androht, oder 

2. nach § 174 Abs. 2 Nr. 1 oder § 176 Abs. 3 Nr. 1bestraft wird. 
 
 

§ 183a Erregung öffentlichen Ärgernisses 

Wer öffentlich sexuelle Handlungen vornimmt und dadurch absichtlich oder wissentlich ein Ärgernis 
erregt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht in § 
183 mit Strafe bedroht ist. 

 
 

§ 184 Verbreitung pornographischer Schriften 

(1) Wer pornographische Schriften (§ 11 Abs. 3)  

1. einer Person unter achtzehn Jahren anbietet, überläßt oder zugänglich macht, 
2. an einem Ort, der Personen unter achtzehn Jahren zugänglich ist oder von ihnen eingesehen 

werden kann, ausstellt, anschlägt, vorführt oder sonst zugänglich macht, 
3. im Einzelhandel außerhalb von Geschäftsräumen, in Kiosken oder anderen Verkaufsstellen, die der 

Kunde nicht zu betreten pflegt, im Versandhandel oder in gewerblichen Leihbüchereien oder 
Lesezirkeln einem anderen anbietet oder überläßt, 

3a. im Wege gewerblicher Vermietung oder vergleichbarer gewerblicher Gewährung des Gebrauchs, 
ausgenommen in Ladengeschäften, die Personen unter achtzehn Jahren nicht zugänglich sind und 
von ihnen nicht eingesehen werden können, einem anderen anbietet oder überläßt, 

4. im Wege des Versandhandels einzuführen unternimmt, 
5. öffentlich an einem Ort, der Personen unter achtzehn Jahren zugänglich ist oder von ihnen 

eingesehen werden kann, oder durch Verbreiten von Schriften außerhalb des Geschäftsverkehrs 
mit dem einschlägigen Handel anbietet, ankündigt oder anpreist, 

6. an einen anderen gelangen läßt, ohne von diesem hierzu aufgefordert zu sein, 
7. in einer öffentlichen Filmvorführung gegen ein Entgelt zeigt, das ganz oder überwiegend für diese 

Vorführung verlangt wird, 
8. herstellt, bezieht, liefert, vorrätig hält oder einzuführen unternimmt, um sie oder aus ihnen 

gewonnene Stücke im Sinne der Nummern 1 bis 7 zu verwenden oder einem anderen eine solche 
Verwendung zu ermöglichen, oder 

9. auszuführen unternimmt, um sie oder aus ihnen gewonnene Stücke im Ausland unter Verstoß 
gegen die dort geltenden Strafvorschriften zu verbreiten oder öffentlich zugänglich zu machen oder 
eine solche Verwendung zu ermöglichen,wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) 1Absatz 1 Nr. 1 ist nicht anzuwenden, wenn der zur Sorge für die Person Berechtigte handelt; dies 
gilt nicht, wenn der Sorgeberechtigte durch das Anbieten, Überlassen oder Zugänglichmachen seine 
Erziehungspflicht gröblich verletzt. 2Absatz 1 Nr. 3a gilt nicht, wenn die Handlung im 
Geschäftsverkehr mit gewerblichen Entleihern erfolgt. 

(3) bis (7) (weggefallen) 
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Fußnote 

§ 184 Abs. 1 Nr. 7: Mit dem GG vereinbar, BVerfGE v. 17.1.1978 I 405 - 1 BvL 13/76 – 

 
 

§ 184a Verbreitung gewalt- oder tierpornographische r Schriften 

Wer pornographische Schriften (§ 11 Abs. 3), die Gewalttätigkeiten oder sexuelle Handlungen von 
Menschen mit Tieren zum Gegenstand haben,  

1. verbreitet, 
2. öffentlich ausstellt, anschlägt, vorführt oder sonst zugänglich macht oder 
3. herstellt, bezieht, liefert, vorrätig hält, anbietet, ankündigt, anpreist, einzuführen oder auszuführen 

unternimmt, um sie oder aus ihnen gewonnene Stücke im Sinne der Nummer 1 oder Nummer 2 zu 
verwenden oder einem anderen eine solche Verwendung zu ermöglichen,wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

 
 

§ 184b Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornogr aphischer Schriften 

(1) Wer pornographische Schriften (§ 11 Abs. 3), die den sexuellen Missbrauch von Kindern (§§ 176 
bis 176b) zum Gegenstand haben (kinderpornographische Schriften),  

1. verbreitet, 
2. öffentlich ausstellt, anschlägt, vorführt oder sonst zugänglich macht oder 
3. herstellt, bezieht, liefert, vorrätig hält, anbietet, ankündigt, anpreist, einzuführen oder auszuführen 

unternimmt, um sie oder aus ihnen gewonnene Stücke im Sinne der Nummer 1 oder Nummer 2 zu 
verwenden oder einem anderen eine solche Verwendung zu ermöglichen,wird mit Freiheitsstrafe 
von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer es unternimmt, einem anderen den Besitz von kinderpornographischen 
Schriften zu verschaffen, die ein tatsächliches oder wirklichkeitsnahes Geschehen wiedergeben. 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 oder des Absatzes 2 ist auf Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
zehn Jahren zu erkennen, wenn der Täter gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die 
sich zur fortgesetzten Begehung solcher Taten verbunden hat, und die kinderpornographischen 
Schriften ein tatsächliches oder wirklichkeitsnahes Geschehen wiedergeben. 

(4) 1Wer es unternimmt, sich den Besitz von kinderpornographischen Schriften zu verschaffen, die ein 
tatsächliches oder wirklichkeitsnahes Geschehen wiedergeben, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 2Ebenso wird bestraft, wer die in Satz 1 bezeichneten Schriften 
besitzt. 

(5) Die Absätze 2 und 4 gelten nicht für Handlungen, die ausschließlich der Erfüllung rechtmäßiger 
dienstlicher oder beruflicher Pflichten dienen. 

(6) 1In den Fällen des Absatzes 3 ist § 73d anzuwenden. 2Gegenstände, auf die sich eine Straftat 
nach Absatz 2 oder Absatz 4 bezieht, werden eingezogen. 3§ 74a ist anzuwenden. 

 
 

§ 184c Verbreitung pornographischer Darbietungen du rch Rundfunk, Medien- 
oder Teledienste 

Nach den §§ 184 bis 184b wird auch bestraft, wer eine pornographische Darbietung durch Rundfunk, 
Medien- oder Teledienste verbreitet. 2In den Fällen des § 184 Abs. 1 ist Satz 1 bei einer Verbreitung 
durch Medien- oder Teledienste nicht anzuwenden, wenn durch technische oder sonstige 
Vorkehrungen sichergestellt ist, dass die pornographische Darbietung Personen unter achtzehn 
Jahren nicht zugänglich ist. 

 
 
 



Vereinbarung § 8a Abs.2 SGB VIII   31 

§ 184d Ausübung der verbotenen Prostitution 

Wer einem durch Rechtsverordnung erlassenen Verbot, der Prostitution an bestimmten Orten 
überhaupt oder zu bestimmten Tageszeiten nachzugehen, beharrlich zuwiderhandelt, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu einhundertachtzig Tagessätzen 
bestraft. 

 
 

§ 184e Jugendgefährdende Prostitution 

Wer der Prostitution  

1. in der Nähe einer Schule oder anderen Örtlichkeit, die zum Besuch durch Personen unter achtzehn 
Jahren bestimmt ist, oder 

2. in einem Haus, in dem Personen unter achtzehn Jahren wohnen,in einer Weise nachgeht, die diese 
Personen sittlich gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

 
 

§ 225 Mißhandlung von Schutzbefohlenen 

(1) Wer eine Person unter achtzehn Jahren oder eine wegen Gebrechlichkeit oder Krankheit wehrlose 
Person, die  

1. seiner Fürsorge oder Obhut untersteht, 
2. seinem Hausstand angehört, 
3. von dem Fürsorgepflichtigen seiner Gewalt überlassen worden oder 
4. ihm im Rahmen eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses untergeordnet ist,quält oder roh 

mißhandelt, oder wer durch böswillige Vernachlässigung seiner Pflicht, für sie zu sorgen, sie an der 
Gesundheit schädigt, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Auf Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr ist zu erkennen, wenn der Täter die schutzbefohlene 
Person durch die Tat in die Gefahr  

1. des Todes oder einer schweren Gesundheitsschädigung oder 
2. einer erheblichen Schädigung der körperlichen oder seelischen Entwicklungbringt. 

(4) In minder schweren Fällen des Absatzes 1 ist auf Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren, in minder schweren Fällen des Absatzes 3 auf Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren zu erkennen. 

 
 
Was ist ein erweitertes Führungszeugnis und welchen  Inhalt hat es? 
 
Mit dem am 1. Mai 2010 in Kraft getretenen 5. Geset z zur Änderung des 
Bundeszentralregistergesetzes vom 16. Juli 2009 ist  in §§ 30a, 31 Bundeszentralregistergesetz 
(BZRG) ein „erweitertes Führungszeugnis“ eingeführt  worden, welches über Personen erteilt 
werden kann, die beruflich, ehrenamtlich oder in so nstiger Weise kinder- oder jugendnah tätig 
sind oder tätig werden sollen. 

  

Die Änderung setzt bei der den Inhalt des Führungszeugnisses bestimmenden Norm des § 32 BZRG 
an, welche eine Regel aufstellt, von dieser jedoch Ausnahmen zulässt, die allerdings für bestimmte 
Straftatbestände wiederum nicht gelten. 

  

Grundsätzlich muss ein Führungszeugnis nicht   -  wie § 30 Abs. 1 BZRG entnommen werden könnte  
-  immer „den eine bestimmte Person betreffenden Inhalt des Zentralregisters“ enthalten. Im Interesse 
der Resozialisierung des Verurteilten beinhaltet es mitunter nur einen begrenzten Ausschnitt der 
tatsächlich vorhandenen Eintragungen. In diesem Sinne regelt § 32 Abs. 2 BZRG, dass in den dort 
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aufgeführten Fällen im Zentralregister gespeicherte Entscheidungen nicht in ein Führungszeugnis 
aufgenommen werden. 

  

In all diesen die Verurteilten begünstigenden Ausnahmen des § 32 Abs. 2 Nr. 3 bis 9 BZRG kommt es 
nach § 32 Abs. 1 Satz 2 BZRG doch zu einer Eintragung im Führungszeugnis, wenn die jeweilige 
Entscheidung wegen der Begehung einer Straftat nach den §§ 174 bis 180 oder § 182 StGB erfolgt 
ist. 

  

Nicht erfasst von diesem Ausschluss der registerrechtlichen Privilegierung sind bisher allerdings 
Verurteilungen wegen weiterer Sexualdelikte, z. B. wegen der Verbreitung, des Erwerbs oder des 
Besitzes kinderpornografischer Schriften nach § 184b StGB sowie nach den für den Schutz von 
Kindern und Jugendlichen ebenfalls besonders relevanten Straftatbeständen der Verletzung der 
Fürsorge oder Erziehungspflicht gem. § 171 StGB und der Misshandlung von Schutzbefohlenen gem. 
§ 225 StGB. 

  

Nach den seit dem 1. Mai 2010 geltenden gesetzlichen Regelungen verbleibt es bei den bisherigen 
Vorschriften in § 32 Abs. 1 und 2 BZRG, d. h. eine „Bagatellverurteilung“ wegen Verwirklichung der in 
§ 32 Abs. 1 Satz 2 BZRG genannten Straftatbestände ist immer bis zum Ablauf der gesetzlichen 
Fristen in jedes Führungszeugnis aufzunehmen. Die registerrechtliche Behandlung von Verurteilungen 
nach den weiteren Straftatbeständen, deren Offenbarung in jedem Fall im Führungszeugnis zum 
Schutz von Kindern und Jugendlichen angezeigt ist, regelt nunmehr § 32 Abs. 5 BZRG. Die Norm 
schreibt nach dem Vorbild des § 32 Abs. 1 Satz 2 BZRG vor, dass die Privilegierungen nach § 32 Abs. 
2 Nr. 3 bis 9 BZRG nicht gelten bei Verurteilungen wegen einer Straftat nach den §§ 171, 180a, 181a, 
183 bis 184f, 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 StGB. Solche Verurteilungen werden aber nicht 
wie diejenigen nach den in § 32 Abs. 1 Satz 2 BZRG genannten Straftatbeständen in jedes 
Führungszeugnis aufgenommen, sondern nur in ein sogenanntes „erweitertes Führungszeugnis“, 
welches auf Antrag des Betroffenen ausschließlich für einen begrenzten Adressatenkreis auszustellen 
ist. Ein solches „erweitertes Führungszeugnis“ ist nach § 30a Abs. 1 BZRG einer Person nur zu 
erteilen, wenn dies in gesetzlichen Bestimmungen unter Bezugnahme auf § 30a BZRG vorgesehen ist 
oder wenn das Führungszeugnis für die Prüfung der persönlichen Eignung nach § 72a des 8. Buchs 
Sozialgesetzbuch, eine sonstige berufliche oder ehrenamtliche Beaufsichtigung, Betreuung, 
Erziehung oder Ausbildung Minderjähriger oder eine Tätigkeit benötigt wird, die in vergleichbarer 
Weise geeignet ist, Kontakt zu Minderjährigen aufzunehmen. 

  

Das Antragsverfahren stellt sich im Grundsatz wie bisher dar, d. h. der Betroffene muss den Antrag 
nach § 30 Abs. 2 BZRG bei der zuständigen Meldebehörde stellen. Ergänzend hat er dort eine 
schriftliche Aufforderung der Stelle vorzulegen, die das erweiterte Führungszeugnis verlangt und in 
der diese bestätigt, dass die Voraussetzungen des § 30a Abs. 1 BZRG vorliegen. 

  

Der „Bewerber“ kann das erweiterte Führungszeugnis mit entsprechender Bestätigung für sich 
bekommen oder nach § 30a Abs. 2 Satz 2 i. V. m. § 30 Abs. 5 BZRG zur Vorlage bei einer Behörde 
beantragen. 

  

Führungszeugnisse mit dem erweiterten Inhalt können Behörden „zum Zwecke des Schutzes 
Minderjähriger“ auch unmittelbar nach § 31 Abs. 2 BZRG beantragen und erhalten, wenn eine 
Aufforderung an den Betroffenen zur Vorlage nicht sachgemäß ist oder erfolglos bleibt. 

(Quelle: Bundesamt für Justiz) 
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Verfahrensbeschreibung im Rahmen des Schutzauftrage s bei Kindeswohlgefährdung 
nach § 42 Abs. 6 SchulG NRW 

 
 
   
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
     
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Verdacht 
Kindeswohlgefährdung 

Risikoeinschätzung im 
Fachgremium 
 
DOKUMENTATION 

� Beratungsgespräche 
mit Eltern 

� Überprüfung der 
Gefährdungs-
einschätzung durch 
Beratung im 
Fachgremium mit 
Schulleitung  

� Unterbreitung von 
Hilfsangeboten f. 
Familie 

� Vermittlung und 
Einleitung von Hilfen 

� Prüfung von 
Hilfeakzeptanz und 
Problemkongruenz 

 
DOKUMENTATION 

Sofortige Information 
Sozialer Dienst B 51 

Verbesserung der 
Situation 

Mögliche 
Gefährdung 

Akute 
Gefährdung 

beständige Überprüfung 
der familialen Entwicklung 
und Annahme d. Hilfe 
 
DOKUMENTATION 

Keine 
Gefährdung 

kein weiteres Tätigwerden 

Mitteilung an die 
Schulleitung 

Keine  
Verbesserung der 
Situation 

Sofortige Information 
Sozialer Dienst B 51 

 
Verfahrensstandards 
Sozialer Dienst B 51 
 

Info an  
Schul-
leitung 
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